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Abstract: 

With coming into force of the Directive 2003/87/EU of the European Parliament and of 
the Council greenhouse gas emission allowance trading within the community (EU 
ETS) has begun in 2005. Emission trading is a flexible instrument to abate emissions 
within the framework of the Kyoto-Protocol. Up to this time command-and-control 
regulations and national emission or energy taxes were predominant within environ-
mental policy. The German Pollution Protection Law (Bundesimmissionsschutzgesetz) 
and emission trading were incompatible. As a result the EU-Directive released approved 
industrial installations, which take part in emission allowance trading, from fulfilling 
their duty to keep marginal emission values. It is the purpose of this paper to present 
and elucidate the sectoral system of emission allowance trading according to the EU-
Directive and its legal consequences.  

To start with integral parts of the science and the economics of climate change are sub-
jects under debate. In particular the discounting of future damage costs is looked at. Af-
ter that the political architecture of climate-change policy and its instruments is dealt 
with in detail. In the following the broadening of the established German Pollution Pro-
tection Law with regard to the EU-Directive is in the fore, besides that the national rules 
of allocation of EU emission allowances to entitled enterprises.  
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greatest market failure the 
world has ever seen,…” 
(Stern 2007, S. XVIII). 
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1. Einleitung 

Mit In-Kraft-Treten der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten und zur Änderung der Richtlinie 96/61/ EG (IVU-
RiLi) im Oktober 2003 und deren Umsetzung in deutsches Recht durch das Treibhaus-
gasemissionshandelsgesetz (TEHG) und zu dessen Vollzug das Zuteilungsgesetz 2007 
als rechtlicher Rahmen ist der Handel mit Emissionszertifikaten in der europäischen 
Union mit Beginn der Vorbereitungsphase 2005 aufgenommen worden. Er geht 
zugleich mit der Errichtung eines europaweiten Marktes für Kohlenstoff einher. Das 
Zuteilungsgesetz 2012 hat die rechtliche Voraussetzung für dessen Fortführung in der 
ersten Verpflichtungsperiode ab 2008 geschaffen. Der Emissionshandel stellt ein flexib-
les Instrument der Emissionsminderung im Rahmen des Kyoto-Protokolls zum Rah-
menübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaveränderungen dar. Neben ei-
nem ersten verbindlichen Reduktionsziel liefert dieses vornehmlich einen institutionel-
len Einstieg in den vorsorgenden Klimaschutz. Das vorherrschende Instrumentarium 
des Immissionsschutzes und der Luftgütepolitik waren in Deutschland bis dahin ord-
nungsrechtliche Regulierungen im Rahmen des Bundesimmissionsschutzgesetzes und 
die Erhebung von nationalen Umwelt- bzw. Energiesteuern. Einheitliche technikorien-
tierte Auflagen für jede einzelne Anlage sind im Falle von unterschiedlichen Grenzver-
meidungskosten weder ökonomisch effizient noch ökologisch effektiv. Der Versuch, ei-
ne harmonisierte Emissionssteuer in der Europäischen Union einzuführen, scheiterte. 
Das geltende deutsche Ordnungsrecht war mit der Einführung des Emissionszertifikate-
handels grundsätzlich nicht vereinbar. Als Ausweg befreite die EU-Richtlinie geneh-
migte Industrieanlagen, die auch dem Emissionshandel unterliegen, von der Pflicht, 
Emissionsgrenzwerte nach dem Stand der Technik einzuhalten. Um das Vorsorgeprin-
zip des Umweltschutzes zu bewahren, begrenzte sie stattdessen die zulässige Emissi-
onsmenge von Kohlendioxid in den Mitgliedsländern der EU. Der Emissionshandel in 
Deutschland ist als ein Element in das Instrumentenbündel des Nationalen Klima-
schutzprogramms 2005 integriert.  

Für die Analyse der europäischen Klimapolitik mit handelbaren Emissionszertifikaten 
und die erforderliche Schaffung eines nationalen Rechtsrahmens werden zunächst ein-
zelne Elemente einer vorsorgenden Klimapolitik skizziert. Der Schwerpunkt liegt auf 
der Diskontierung zukünftiger Schadenskosten des Klimawandels (2.). Anschließend 
steht das Kyoto-Protokoll als die politische Architektur des Klimaschutzes in Europa 
und dessen Ziel und Instrumente im Vordergrund (3.). Kap. 4 behandelt die theoreti-
schen Grundlagen des Zertifikatehandels. Anhand der Richtlinie 2003/87/EG wird da-
nach das sektorale System des europäischen Zertifikatehandels erläutert. Im Mittelpunkt 
stehen die Frage nach dessen Vereinbarkeit mit dem bis dahin geltenden Anlagenge-
nehmigungsrecht und die Umsetzung in das nationale Umweltrecht, daneben die Aus-
gestaltung der Erstzuteilung der Emissionszertifikate in den beiden Nationalen Alloka-
tionsplänen (5.). Den Abschluss bildet ein kurzer Ausblick auf die Zukunft der europäi-
schen und globalen Klimaschutzpolitik im Anschluss an die erste Verpflichtungsperiode 
(6.).  
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2. Elemente der vorsorgenden Klimapolitik 

Der Klimaschutz ist seit Ende der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts ein zentraler 
Teilbereich der nationalen und internationalen Umweltpolitik, speziell der Luftgütepoli-
tik. Seine umfassende naturwissenschaftliche und ökonomische Modellierung muss fol-
gende Elemente beinhalten (vgl. Perman 1994, S. 101; Kolstadt, Toman 2005, 
S. 1582 f.): 

- Ökonomische Aktivitäten und Treibhausgasemissionen, 
- Treibhausgaskonzentration und Klimawandel, 
- Kosten und Nutzen des Klimaschutzes, 
- Strategien und Instrumente des Klimaschutzes, 
- Politische Architektur des Klimaschutzes. 

Ausgangspunkt der Klimapolitik ist die Beobachtung, dass sich die Erdatmosphäre im 
Zeitraum 1906-2005 trendmäßig gegenüber 1861-1900 um 0,74°C ( −

+ 0,18°C) erwärmt 
hat (vgl. Solomon et al. 2007, S. 36). Entsprechend den naturwissenschaftlichen Grund-
lagen des Klimawandels führen ökonomische Aktivitäten in Produktion und Konsum 
als Folge der Verbrennung fossiler Brennstoffe in unterschiedlicher Höhe zur Emission 
von Kohlendioxid (CO2) (Stromgröße) und daraus folgend zu einer Zunahme der CO2-
Konzentration (Bestandsgröße) in der Erdatmosphäre. Sie ist von einem vorindustriellen 
Wert von ungefähr 280 ppm (Treibhausgasmoleküle/Gesamtzahl der Moleküle in tro-
ckener Luft) auf ungefähr 380 ppm im Jahre 2005 gestiegen (ebd., S. 25). Etwa 40 vH 
des anthropogen emittierten CO2 verbleiben in der Erdatmosphäre, der größere Teil 
wird von den Ozeanen und der Biosphäre absorbiert. Kohlendioxid hat keine spezifi-
sche Lebensdauer. Es steht in kontinuierlichen Austauschprozessen mit der Atmosphä-
re, den Ozeanen und der Biosphäre. Die Determinanten der energiebedingten Emissi-
onszunahme können rechnerisch aus der sog. Kaya-Identitätsgleichung (vgl. Jepma, 
Munasinghe 1998, S. 210; Stern 2007, S. 203) wie folgt bestimmt werden: 

brauchEnergiever
EmissionCO

BIP
brauchEnergiever

ungkerBevöl
BIPungkerBevölEmissionCO 2

2
−

⋅⋅⋅=−  

Im Zeitraum 1970-2004 haben die CO2-Emissionen um jährlich durchschnittlich 1,9 vH 
zugenommen. Zu diesem Anstieg hat das Wachstum der Bevölkerung (1,6 vH) und des 
pro-Kopf-Einkommens (1,8 vH) beigetragen, während der Rückgang des Energie- (-1,2 
vH) und des CO2-koeffizienten (-0,2 vH) den Anstieg gedämpft haben (vgl. Rogner,  
H.-H. et al. 2007, S. 107).  

Der Anstieg der Konzentration von langlebigen Treibhausgasen in der Erdatmosphäre, 
neben Kohlendioxid vor allem Methan, wird als eine Ursache des anthropogenen Kli-
mawandels angesehen, daneben auch die Verringerung der Waldfläche auf der Erde 
(zum Treibhauseffekt vgl. u.a. Houghton 1997, S. 10 ff.). Zu diesem Zusammenhang 
heißt es im dritten Bericht des “Intergovernmental Panel on Climate Change” (IPCC) 
wie folgt: “In the light of new evidence and taking into account the remaining uncer-
tainties, most of the observed warming over the last 50 years is likely to have been due 
to the increase in greenhouse gas concentration" (IPCC 2001, S. 201). Der vierte 
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Bericht kommt zum darüber hinausgehenden Ergebnis: “It is very likely that anthropo-
genic greenhouse gas increase caused most of the observed increase in global average 
temperatures since the mid-20th century“ (Solomon et al. 2007, S. 60).1 Eine Verdoppe-
lung der CO2-Konzentration gegenüber ihrem vorindustriellen Wert (equilibrium clima-
te sensitivity) führt wahrscheinlich (likely) zu einem Temperaturanstieg zwischen 2°C 
und 4,5°C, mit einer besten Schätzung von ungefähr 3°C (ebd., S. 65). Ein Anstieg auf 
weniger als 1,5°C ist sehr unwahrscheinlich (very unlikely).  

Neben der Irreversibilität anthropogen bedingter Klimaänderungen, die Folge der ge-
stiegenen CO2-Konzentration, ist der Klimaschutz dadurch gekennzeichnet, dass seine 
Kosten in der Gegenwart, seine Nutzen erst in der Zukunft, für zukünftige Generationen 
entstehen. Kosten des Klimaschutzes sind die Vermeidungskosten der Emissionsminde-
rung, gemessen z.B. in Form eines Rückgangs des Produktions- und Konsumwachstums 
oder der Höhe der „social costs of carbon“, einschließlich der Kosten der Anpassung an 
den Klimawandel z.B. durch Küstenschutz und veränderten Landbau. Der Nutzen resul-
tiert aus der Vermeidung der residualen Schadenskosten des Klimawandels. Diese wer-
den aufgewendet, um Folgen der Umweltbelastung zu verringern (vgl. Nordhaus 1991, 
S. 923 f.; 1993, S. 18 f.). Kosten beziehen sich auf die CO2-Emission, Nutzen auf die 
CO2-Konzentration. Entsprechend steigen die Schadenskosten der Emissionstätigkeit 
und in der Folge des Klimawandels relativ geringfügig (vgl. McKibbin, Wilcoxen 2002, 
S. 118). Die Höhe der Vermeidungskosten hängt von der Flexibilität des Mitteleinsatzes 
ab (vgl. Stern 2007, S. 272 ff.). Hiezu gehört die Flexibilität der Vermeidung zwischen 
den wirtschaftlichen Sektoren (Energie, Industrie, Verkehr, Haushalte), den Energieträ-
gern, den verfügbaren und zukünftigen Technologien (what flexibility), zwischen den 
beteiligten Ländern (entwickelte und sich entwickelnde Länder) (where flexibility), ins-
besondere bezüglich des Zeitpfades der Emissionsminderung (when flexibility). Eine 
vorgegebene CO2-Konzentration, die den Temperaturanstieg z.B. auf 2°C begrenzt, 
kann mit unterschiedlichen Pfaden der Emissionsreduktion erreicht werden. Bei gege-
benen Technologien und Verhaltensweisen werden die Vermeidungskosten umso höher 
sein, je schneller das Ziel einer Stabilisierung des CO2-Ausstoßes erreicht werden soll. 
Die empirische Ermittlung der Kosten und damit Nutzen des Klimaschutzes erfordert, 
die Vermeidungs- und die Schadenskosten in Abhängigkeit vom Emissions- bzw. Kon-
zentrationsniveau monetär zu bewerten (vgl. dazu Cansier 1996, S., 78 ff.; Endres, 
Holm-Müller 1998, S. 32 ff., zur Kritik hierzu vgl. Pearce 2005, S. 100 ff.). Die Nutzen 
des Klimaschutzes können mittels der maximalen Zahlungsbereitschaft der Bevölke-
rung für die Erhaltung, die Nutzeneinbußen durch den Klimawandel mittels der mini-
malen Kompensationsforderung ermittelt werden, vornehmlich auf dem Wege der di-
rekten Befragung. Im ersteren Fall, der in der Realität vorherrschen dürfte, haben die 
Betroffenen im Gegensatz zu letzterem kein originäres Recht auf eine saubere Umwelt. 
Die Kosten-Nutzen-Analyse geht bei diesem Verfahren von der Annahme einer utilita-
ristischen Wohlfahrtsfunktion aus. Danach werden die Gewinner einer Politikmaßnah-

                                                           
1 Nach der Sprachregelung des IPCC bedeutet „likely“ eine Wahrscheinlichkeit von 66 vH, „very likely“ 

von 90 vH.  
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me die Verlierer auch tatsächlich kompensieren, auch wenn die Kompensation über 
mehrere Generationen erfolgen muss (intergenerationaler Transfer).  

Um Kosten und Nutzen vergleichbar zu machen, ist der Gegenwartswert zukünftiger 
Umweltschäden und damit der Nutzen des Klimaschutzes zu ermitteln. Als Diskontie-
rungssatz für den Wert zukünftiger Güter findet in deskriptiver Betrachtung für alle In-
vestitionen, auch solche in den Klimaschutz, die Höhe der realen Kapitalverzinsung (re-
al return on capital) Verwendung. Er setzt sich nach dem Ramsey-Modell des optimalen 
Wirtschaftswachstums aus der Rate der reinen Zeitpräferenz (time discount rate) und 
der (mit der Elastizität des Grenznutzens des Konsums gewichteten) Wachstumsrate des 
pro-Kopf-Einkommens zusammen (vgl. Nordhaus 1994, S. 122 ff.; Hanley, Spash 1993, 
S. 128 ff.). Dieses Modell will die Bedingung für die Maximierung der sozialen Wohl-
fahrt in jedem Zeitpunkt durch die optimale Allokation der Produktion zwischen Kon-
sum und Investitionen aufzeigen. Wird der Diskontsatz mit 6 vH, dabei 3 vH für beide 
Komponenten, relativ hoch angesetzt (so von Nordhaus; auch Weitzman 2007, S. 707), 
dann fallen die zukünftigen Schadenskosten des Klimawandels und entsprechend die in 
der Gegenwart aufzuwendenden Vermeidungskosten der Emissionsminderung relativ 
gering aus. Nicht vorhersehbare Risiken des Klimawandels werden möglicherweise un-
terschätzt. Für die when-flexibility resultiert daraus die Empfehlung, die CO2-
Emissionen anfänglich nur geringfügig, danach mit effizienteren Technologien insbe-
sondere in der Energietechnik zunehmend stärker zu reduzieren („the climate-policy 
ramp“; Nordhaus 2007, S. 687). „All economic studies find a case for imposing imme-
diate restraints on greenhouse gas emissions, but the difficult questions are how much 
and how fast“ (ebd., S. 687; ebenso Tol, Yohe 2006, S. 2442). Ein alternativer Diskon-
tierungsfaktor in präskriptiver Sichtweise ist die soziale Zeitpräferenzrate, die die 
Wohlfahrt zukünftiger Generationen abdiskontiert. Bei einer wie von Cline (1992, 
S. 255) und auch Stern (vgl. Weitzman 2007, S. 708) aus ethischen Gründen empfohle-
nen reinen Zeitpräferenzrate für Investitionen in den Klimaschutz von (nahezu) Null 
wird der Nutzen der gegenwärtigen Generation gleich dem der zukünftigen Generatio-
nen bewertet. Der daraus resultierende Diskontsatz (bei Cline 1,5 vH) ist erheblich 
niedriger als der empirisch ermittelte für private und öffentliche Investitionen, entspre-
chend höher sind die abdiskontierten Schadenskosten. Daraus resultiert die Empfeh-
lung, die Emissionen bereits in der näheren Zukunft drastisch zu reduzieren. Aus Grün-
den der gesamtwirtschaftlichen Konsistenz müssen die Sparquote und die Rate der Ka-
pitalakkumulation höher, die Konsumquote muss niedriger sein. Aus dem Vergleich zur 
Diskontierung zukünftiger Schadenskosten kann sich ein trade-off zwischen dem Risiko 
einer verspäteten (Nordhaus) und einer verfrühten (Cline) für die CO2-Konzentration 
merklichen Emissionsreduktion ergeben (vgl. Böhringer, Finus 2005, S. 256). In einer 
Auswertung von vorliegenden Schätzungen zu den „social costs of carbon“ kommt Tol 
(2005, S. 166) zu dem Ergebnis, dass „…the marginal-damage cost-estimates have dec-
reased over time.“ Bei anfänglich relativ geringen Schadenskosten der CO2-Emission 

                                                           
2 “Economic analysis supports immediate actions as soon as climate change is recognized as a 

threat…even if the ultimate climate policy target is, at the moment, unknown.” 
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ergibt sich ein zeitlicher Gewinn für die Entwicklung neuer energiesparender Technolo-
gien und einer umfassenden Architektur für internationale Klimaabkommen.  

Gegen die Verwendung unterschiedlich hoher Diskontraten für Investitionen in Sachka-
pital und solche in den Umwelt- und Klimaschutz als Naturkapital ist einzuwenden, 
dass Investitionsprojekte jeglicher Art Nutzen für zukünftige Generationen erbringen, 
also auch solche in die materielle und soziale Infrastruktur. Eine Differenzierung des 
Diskontsatzes ist dann nicht zu empfehlen (vgl. Nordhaus 1994, S. 132 f.; Mendelsohn 
2005, S. 137 f.; Tol 2005, S. 156). Hierhinter steht als alternatives ethisches Postulat, 
dass jede Generation einen mindestens so hohen Kapitalstock an spätere Generationen 
vererbt wie sie übernommen hat (dazu Nordhaus 2007, S. 693). Entsprechend des Kon-
zeptes der schwachen Nachhaltigkeit kann Naturkapital teilweise durch Sachkapital er-
setzt werden. Dabei ist zu bedenken, dass mit dem Abbau von Ressourcen zur Energie-
gewinnung auch eine Zunahme der CO2-Konzentration einhergeht, die an spätere Gene-
rationen weitergegeben wird. Daraus empfiehlt sich eine Verlangsamung des Ressour-
cenabbaus (vgl. Sinn 2007). Investitionen in Sachkapital werden bei einem höheren 
Diskontsatz solche in den Umwelt- und Klimaschutz verdrängen. Wenn zukünftige Ge-
nerationen für die Nutzung des Naturkapitals nicht z.B. in Form eines höheren akkumu-
lierten Sachkapitalstocks entschädigt werden können, da die gegenwärtige Generation 
sie nicht auch ihrerseits zur Bildung und zur Weitergabe eines solchen Fonds verpflich-
ten kann (so Lind 1995, S. 382; auch Cline 1999, S. 134), dann ist zu bedenken, dass sie 
ein höheres pro-Kopf-Einkommen als die gegenwärtige Generation aufweisen werden. 
Sie sind dann auch in der Lage, für eine geringere Klimaerwärmung zu zahlen. Hieraus 
leitet Lind (1995, S. 385) die Empfehlung ab: „…the best strategy is to leave the poten-
tial environmental impacts on future generations for these generations to deal with, 
given their superior resources, technology and information.” Unvorhersehbare Klima-
schäden werden hierbei ausgeschlossen (ebd.; auch Azar 1998, S. 303 f.). Allerdings ist 
die zukünftige Wachstumsrate des pro-Kopf-Einkommens über einen so langen Zeit-
raum nicht prognostizierbar. Fällt diese niedriger aus als erwartet, dann ist aber auch der 
zukünftige Klimaschaden geringer. Eine mittlere Position zur Diskontierung besteht 
darin, für sehr lange Zeiträume („far distant future“) eine geringere Diskontrate als für 
kürzere Zeiträume („distant future“) zu verwenden, z.B. die reale Kapitalverzinsung für 
die gegenwärtige und die soziale Zeitpräferenzrate für alle späteren Generationen (vgl. 
hierzu Azar 1998, S. 309; Weitzman 1999, S. 29; Cline 1999, S. 137 ff.). Zusammenfas-
send kommt Weitzman (2007, S. 705) bezüglich der Höhe des anzusetzenden Diskont-
satzes zu folgendem Ergebnis: „…it is not an exaggeration to say that the biggest uncer-
tainty of all in the economics of climate change is the uncertainty about which interest 
rate to use for discounting.“ 

Die Unsicherheit über die Höhe der zukünftigen Schadenskosten des Klimawandels, 
damit der Nutzen des Klimaschutzes (Höhe der zukünftigen CO2-Emissionen, der CO2-
Konzentration, des Temperaturanstiegs), Bewertungsprobleme insbesondere bei nicht 
marktbezogenen Schäden und auch die Höhe der aufzuwendenden Vermeidungskosten 
verhindern, ein ökonomisches Optimum der Emissionsvermeidung als wohlfahrtsöko-
nomische first-best-Zielsetzung ermitteln zu können (so RSU 2002, Tz. 527; auch 
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Hohmeyer 1997, S. 77 f.). Auch mag das Ergebnis aus Gründen der intergenerationalen 
Gerechtigkeit nicht zu rechtfertigen sein. Ziele der Umwelt- bzw. Klimapolitik werden 
alternativ entsprechend des Vorsorgeprinzips als Umweltqualitätsstandard in Form einer 
Richt- oder Orientierungsgröße bestimmt, z.B. als Obergrenze der CO2-Konzentration 
in der Atmosphäre oder als maximal tolerierbarer Temperaturanstieg (climate targe-
ting). „Temperature limitations are relatively efficient policies in limiting long-term 
warming“ (Nordhaus 1999, S. 155). In geringerem Maße gilt dies danach auch für die 
Begrenzung der CO2-Konzentration. 

Aus ökonomischer Sicht ist der Klimawandel ein Beispiel für ein Marktversagen in 
Form eines globalen öffentlichen Gutes und einer negativen Externalität. Öffentliche 
Güter sind ein spezieller Fall für solche Externalitäten, deren Auswirkungen unabhän-
gig von ihren Verursachern sind.3 Politische Reaktionen auf die Folgewirkungen des 
Klimawandels sind kombinierte Maßnahmen aus Vermeidung und Anpassung. Ziel der 
Vermeidung ist die Verringerung des Anstiegs der CO2-Konzentration und der Tempe-
ratur. Sie erfordert vornehmlich die Stabilisierung bzw. die Reduzierung der weltweiten 
CO2-Emissionen und dazu vor allem eine Verringerung des Energieverbrauches und ei-
ne Erhöhung der Energieeffizienz durch technische Innovationen. Ziel der Anpassung 
ist die Milderung der negativen Auswirkungen des Temperaturanstiegs auf das ökono-
mische und ökologische System und der Schäden des nicht mehr vermeidbaren Klima-
wandels („committed climate change“). Sie erbringt zeitlich früher einen Nutzen für den 
Klimaschutz als die Vermeidungsstrategie. Eine Reihe von Anpassungsmaßnahmen ist 
zu geringen, möglicherweise zu negativen Kosten, erreichbar, z.B. eine Einsparung und 
effizientere Nutzung von Energie. Im Vordergrund der zweitbesten Strategie der Kli-
mapolitik steht die Analyse des Instrumenteneinsatzes zur kosteneffektiven Erreichung 
des umweltpolitischen Ziels. Als ökonomische Instrumente kommen Formen von Um-
weltsteuern und/oder handelbare Emissionszertifikate in Betracht. Letztere sind vor al-
lem zur Vermeidung von Globalschadstoffen geeignet. In der Europäischen Union ist 
der Versuch, eine harmonisierte CO2-/Energiesteuer einzuführen, aufgrund von Unter-
schieden in den nationalen Steuer- und Energiesystemen, im ökonomischen Entwick-
lungsstand und in den umweltpolitischen Prioritäten gescheitert. Im Mittelpunkt der 
Klimapolitik steht somit die Implementierung und Durchführung des Handels mit Emis-
sionszertifikaten. Der Emissionshandel stellt gegenüber der traditionellen Ordnungspo-
litik mittels technikorientierter Auflagen einen einschneidenden Wechsel in der Um-
weltpolitik in Deutschland dar. „Aus Sicht der staatlichen Akteure kam mit dem Ord-
nungsrecht vor allem Individualsteuerung zur Anwendung; Emissionshandel ist demge-
genüber Globalsteuerung“ (Winkler 2005, S. 247).  

                                                           
3 “…we would prefer to interpret the public-good concept as a commodity approach to the externality 

problem” (Blümel, Pethig, von dem Hagen 1986, S. 256).  
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3. Ziele und Instrumente der vorsorgenden Klimapolitik 

Aufgrund des globalen Charakters des Klimawandels gibt es einen zentralen politischen 
Akteur in der Klimapolitik nicht. In der internationalen Umweltpolitik werden stattdes-
sen gemeinsame Entscheidungen autonomer Staaten auf dem Wege von freiwilligen 
vertraglichen Vereinbarungen nach dem Kooperationsprinzip getroffen  (vgl. Endres 
1995, S. 144 f.; Schröder et al. 2002, S. 253). Dazu muss jedes beteiligte Land mittels 
eines Vergleiches der Verringerung der (abdiskontierten) zukünftigen Schadenskosten 
und der gegenwärtig anfallenden Kosten zur Vermeidung von Treibhausgasemissionen, 
also der Nutzen und Kosten des Klimaschutzes, einen Gewinn aus der Kooperation zie-
hen können. Dieser ist umso höher, je größer die Anzahl der kooperierenden Länder ist. 
Eine internationale Kooperation führt bei Einsatz ökonomischer Anreizinstrumente 
durch Angleichung der nationalen Grenzvermeidungskosten zu einer höheren Kostenef-
fizienz und durch gegenseitige Berücksichtigung der positiven Externalität der nationa-
len Emissionsminderung auch zu einem höheren Vermeidungsniveau von umweltschüt-
zenden Maßnahmen (vgl. Krumm 1996, S. 14). Der Anreiz zum Trittbrettfahrerverhal-
ten ist aus der Sicht eines einzelnen Landes groß: Die Teilnahme an der Kooperation 
kann zu hohen Vermeidungskosten führen, wohingegen sich die Umweltqualität hier-
durch nur geringfügig verbessert bzw. durch Nicht-Teilnahme entsprechend verschlech-
tert. Die prinzipielle Aufgabe einer internationalen Umweltvereinbarung ist es dann, die 
Anreize der Staaten so zu beeinflussen, dass sie aus eigenem Interesse an der Koopera-
tion teilnehmen (vgl. Barrett 2003, S. 355). Ein Kooperationsanreiz kann darin beste-
hen, dass die Kooperationsgewinner den Kooperationsverlierern Transferzahlungen in 
Höhe der entstehenden Nettokosten des Klimaschutzes gewähren („Beneficiaries Pay 
Principle“; Wiener 1999, S. 752; auch Endres 1999, S. 419). Diese können durch Ein-
nahmen aus einer internationalen Emissionsbesteuerung („tax-and-pay“ approach) oder 
eine Versteigerung von handelbaren Emissionszertifikaten („cap-and-pay“ approach; so 
Wiener 1999, S. 760) finanziert werden. Allerdings verringern sie die Bereitschaft der 
Geberländer zur Kooperation. Die Belastung durch Vermeidungskosten und zugleich 
der Restemission mittels Steuern oder Zertifikate dürfte zu einer geringen Beteiligung 
der bisher nicht kooperationsbereiten Länder führen (ders., S. 752). Die partizipatori-
sche Effizienz (so Wiener) der Emissionszertifikate wird bei einer kostenlosen und 
zugleich reichlichen Erstzuteilung im Vergleich zur bisherigen Emissionstätigkeit er-
höht, wenn die Kooperationsgewinner die überschüssigen Zertifikate anschließend zum 
Marktpreis erwerben („cap-and-trade“ approach). Ein freiwilliger Tausch von Emissi-
onsrechten ist unter diesem Kriterium einer staatlichen Regulierung in Form der Be-
steuerung vorzuziehen (ders., S. 780 f.). 

Im ersten Schritt zur Institutionalisierung eines globalen Klimaschutzes schaffte die 
Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen („United Nations Framework Conven-
tion on Climate Change“) eine völkerrechtlich verbindliche Grundlage für die internati-
onale Zusammenarbeit souveräner Staaten. Ihre Zielsetzung ist es, die Konzentration 
von Treibhausgasen in der Atmosphäre auf einem Niveau zu stabilisieren, das Klima-
schäden in der Zukunft vermeidet. Dazu legte sie einen Folgeprozess fest, der auf Kli-
makonferenzen der Vertragsstaaten bestimmt wird. Die ursprünglichen Beschlüsse der 
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dritten Vertragsstaatenkonferenz in Kyoto sahen eine verbindliche Verringerung eines 
Korbes von sechs Treibhausgasen („basket approach“: 80 vH CO2, 13 vH Methan) um 
rd. 5 vH im Zeitraum 2008-2012 gegenüber dem Referenzjahr 1990 vor, bei einer Diffe-
renzierung zwischen Staatengruppen (EU und Mehrzahl der mittel- und osteuropäischen 
Länder 8 vH, USA 7 vH, Russland, Ukraine 0 vH, Deutschland zur bindenden Lasten-
verteilung innerhalb des „Bubbles“ der EU-Staaten 21 vH). Die unterschiedlichen Re-
duktionsverpflichtungen waren das Ergebnis eines Verhandlungsprozesses, der sich an 
der Zahlungsfähigkeit der beteiligten Länder ausrichtete, nicht aber das einer Kosten-
Nutzen-Analyse (vgl. Schmidt 1998, S. 460 f.; Grubb 2003, S. 149 ff.; Böhringer, Finus 
2005, S. 274). Für die sich wirtschaftlich entwickelnden Länder wurden entsprechend 
des Prinzips der geteilten Verantwortung der Klimarahmenkonvention („common but 
differentiated responsibilities and respective capabilities“; Art 3 UNFCCC) noch keine 
Minderungsziele festgelegt. Zwar wird der Trend des CO2-Emissionsanstiegs bei Erfül-
lung  des Reduktionsziels gebrochen, eine Stabilisierung der CO2-Konzentration in der 
Atmosphäre aber bei weitem noch nicht erreicht. „…by design this agreement only re-
quires very modest emission reductions by very few countries over a very short period 
of time - not enough of a difference to change the course of climate change“ (Barrett 
2005, S. 296; vergleichbar in der Kritik McKibbin, Wilcoxen 2002, S. 125; Nordhaus 
2005, S. 9). Die politische Architektur des Kyoto-Protokolls wird als „too little, too 
fast“ charakterisiert (Aldy, Barrett, Stavins 2003, S. 391): Sie verursache hohe Vermei-
dungskosten für eine kleine Teilnehmerzahl mit nur geringem Ergebnis für den Klima-
schutz. Sowohl der ökologische Nutzen in Form der Vermeidung von Schadenskosten 
als auch die ökonomischen Kosten der CO2-Verminderung nach dem Kyoto-Protokoll 
werden als gering angesehen (vgl. Grubb et al. 1999, S. 165). Zusätzlich übt die Unge-
wissheit über die Ziele der Klimapolitik nach 2012 einen negativen Anreiz auf emissi-
onsmindernde Investitionen der Unternehmen aus (vgl. Stern 2007, S. 542). Bei dieser 
viel geübten Kritik des Kyoto-Protokolls ist zu bedenken, dass die Politik der Klima-
schutzes nicht aus einer einmaligen Festsetzung der oberen Grenze der CO2-
Konzentration oder des Temperaturanstiegs besteht, sondern aus einem kontinuierlichen 
und sequentiellen Entscheidungsprozess auf der Grundlage jeweils neuer naturwissen-
schaftlicher und ökonomischer Erkenntnisse (vgl. Lind 1995, S. 388; Lind, Schuler 
1998, S. 81; auch IPCC 2001, S. 352). Hieraus deutet sich ein trade-off zwischen lang-
fristigem commitment und kurzfristiger Flexibilität in der Klimapolitik an. Der Schwer-
punkt der Kyoto-Verhandlungen lag zusammenfassend darin, einen Einstieg in die Kli-
maarchitektur zu finden mit der Festlegung eines ersten Reduktionsziels und des Zeit-
raumes seiner Erfüllung, nicht dagegen auch darin, konkrete Vermeidungsmaßnahmen 
zu benennen (so Barrett 2003, S. 366 f.; McKibbin, Wilcoxen 2002, S. 125).  

Die bisherige Entwicklung der energiebedingten CO2-Emissionen gibt eher den Skepti-
kern der internationalen Klimapolitik Recht. Die Vertragsstaaten des Kyoto-Protokolls 
und die EU-15-Länder werden ihre selbst gesetzten Reduktionsziele nicht erreichen 
können (vgl. DIW 2006b, S. 497 f.). Im Zeitraum 1990-2005 stiegen die Emissionen 
weltweit um ca. 27 vH (ohne Volksrepublik China 17 vH), innerhalb der OECD um 
16 vH, in der EU-15 um 4 vH. In Deutschland dagegen sanken die Emissionen um rd. 
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16 vH, einschließlich der prozessbedingten Emissionen um 19 vH. Als Folge der Ver-
änderung der Wirtschafts- und Energieträgerstruktur in Ostdeutschland betrug die Ein-
sparung bis 1994 bereits 11 vH. („wall fall profit“). Der größte Beitrag zur Emissions-
minderung ging von der Verringerung des Energiekoeffizienten (Energieverbrauch/BIP-
Einheit) aus. Die wichtigste Energie steigernde Komponente war die Zunahme des pro-
Kopf-Einkommens (ebd., S. 488, 493). In sektoraler Entwicklung sank der energiebe-
dingte Energieausstoß im Energiesektor um 12,5 vH, in der Industrie um 38 vH, im Be-
reich Handel/Gewerbe/Dienstleistungen um 36 vH und der privaten Haushalte um 11 
vH. Der Verkehrssektor dagegen verzeichnete einen Anstieg um 6 vH. (vgl. DIW 
2006a, S. 157 ff.).  

Auf der Instrumentenebene sieht das Kyoto-Protokoll als Ergänzung zu im Inland zu 
erbringenden Emissionsvermeidungen insbesondere auf Verlangen der USA zum einen 
einen Emissionshandel zwischen den Vertragsstaaten vor. Diese hatten Erfahrungen aus 
dem SO2- (oder auch U.S.Acid Rain) cap-and-trade Programm für konventionelle 
Kraftwerke, die sehr unterschiedliche Grenzvermeidungskosten aufweisen.4 Es konnte 
Modellcharakter für den Klimaschutz mittels Ausgabe und Handel von Emissionszerti-
fikaten haben. Zum anderen können die Vertragsstaaten durch Klimaschutzprojekte im 
Ausland einen Teil ihrer Reduktionsverpflichtungen erbringen. Hierzu gehören der Me-
chanismus für umweltgerechte Entwicklung in sich entwickelnden Ländern („Clean 
Development Mechanism“) zwischen diesen und den Vertragsstaaten und Gemein-
schaftsprojekte zwischen den Vertragsstaaten („Joint Implementation“). Die erzeugten 
Emissionsgutschriften (Certified Emission Reductions CER und Emission Reduction 
Units ERU) dienen ebenso wie die ausgegebenen Zertifikate (Assigned Amount Units) 
dazu, die Reduktionsverpflichtungen zu erfüllen. Internationale Klimaschutzprojekte 
insbesondere im Rahmen des CDM können die Kosten der Emissionsvermeidung im 
Vergleich zu nationalen Minderungen verringern. Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, 
jederzeit einen Mindestbestand von 10 vH ihrer zugeteilten Zertifikate in Reserve zu 
halten, wodurch der Handel eingeschränkt wird. Handelsbeschränkungen von Emissi-
onszertifikaten vermindern den Kostenvorteil ihres freien Tausches (vgl. Springer 2003, 
S. 541 f.). Für die Europäische Union hatten bei den Verhandlungen im Unterschied u.a. 
zu den USA nationale Emissionsminderungen Priorität gegenüber den flexiblen Mecha-
nismen. In der Wahl der heimischen Instrumente zur CO2-Minderung sind die beteilig-
ten Länder frei. Die Folge ist ein unterschiedlicher Instrumentenmix in jedem Teilneh-
merstaat. „...the most striking feature of the Kyoto-Protocol is the degree of flexibility 
afforded, which appears to be as wide-ranging as feasible in the real world“ (Grubb 
2000, S. 225). Der Emissionshandel zwischen den Staaten, wie ihn das Kyoto-Protokoll 
vorsieht, kann um den Handel innerhalb eines Landes zwischen privaten Unternehmen 

                                                           
4 Bei der ex-post Bewertung des U.S. SO2 cap-and-trade Programmes kommt Ellerman (2004, S. 94) zu 

folgendem Ergebnis: „…market-based incentive systems can reduce emissions as effectively…and at 
considerably less cost than conventional command-and-control mandates. As a result, it has become 
virtually obligatory that any legislative proposal to limit air emissions in the U.S. include emissions 
trading….emissions trading will play an increasing role in the regulation of air emissions in the U.S. 
and probably elsewhere.”- Zu einem frühen Überblick zum SO2-Programm vgl. u.a. auch Hansjürgens 
1998. 
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ergänzt werden. Erstere bleiben dabei für die Minderungsverpflichtung verantwortlich. 
Insgesamt wird das Kyoto-Protokoll als dem ersten partiellen Klimaschutzabkommen 
mit seinen Zielvorgaben und seinem Überwachungsmechanismus als „eine Art Ord-
nungsrecht zwischen Staaten“ (Verheyen 2002, S. 448) charakterisiert.  

Auf der siebten Vertragsstaatenkonferenz in Marrakesch wurde Übereinstimmung über 
die Regeln für die Implementierung der Kyoto-Mechanismen gefunden (Kyoto-Bonn-
Marrakesch Abkommen) (zu einem Überblick vgl. den Elzen, de Moor 2002; Graichen, 
Harders 2002). Nachdem die USA als potentiell größter Nachfrager ihre Reduktions-
verpflichtung zurückgenommen hatte, machten die EU-Länder bis dahin abgelehnte 
Zugeständnisse an wichtige Vertragsstaaten (Kanada, Japan, Russland). Hierzu gehörte 
die höhere Anrechenbarkeit von senkenbildenden Maßnahmen (Waldbewirtschaftung, 
Aufforstung) für CO2. Weiterhin soll der Handel von Emissionsrechten im Gegensatz 
zur ursprünglichen Fassung des Kyoto-Protokolls unlimitiert erfolgen, auch unter Ein-
bezug der „natural hot air“. Diese ist durch einen Produktionsrückgang insbesondere 
Russlands und der Ukraine bei zugleich fehlender Reduktionsverpflichtung entstanden. 
Inländische Maßnahmen haben lediglich einen „signifikanten“ Beitrag, keinen festen 
Anteil zur Verringerung der Emissionen zu leisten. Die Minderungsverpflichtung der 
Vertragsstaaten sank dadurch faktisch auf 2 vH. Da die USA als der größte Emittent als 
Nachfrager auf dem Lizenzmarkt ausfallen, wird der Zertifikatspreis erheblich niedrige-
rer als von der EU ursprünglich prognostiziert sein. Der Anreiz der Vertragsstaaten, na-
tionale Maßnahmen zur Emissionsvermeidung zu ergreifen, wird entsprechend geringer, 
ebenfalls auch der zur Einführung von energiesparenden Innovationen. „..the Kyoto 
Protocol more or less boils down to business-as-usual without binding emission con-
straints” (Böhringer 2002, S. 52; vgl. auch Böhringer, Vogt 2003, S. 471; Barrett 2003, 
S. 382). Bei einem niedrigen Zertifikatspreis werden die Länder der früheren Sowjet-
union nur einen Teil ihrer „hot air“ in der ersten Verpflichtungsperiode anbieten  mit 
dem Ergebnis, dass c.p. der Preis für Emissionen und die Höhe der Vermeidungskosten 
für die Unterzeichnerstaaten ansteigen (vgl. Springer 2003, S. 543). Zum Rückgang des 
Zertifikatsangebots wird auch das zukünftige Wirtschaftswachstum in Russland und den 
EU-Beitrittsstaaten beitragen. Nach der Unterzeichnung durch Russland im Februar 
2005 ist das Kyoto-Protokoll in Kraft getreten.  

4. Handelbare Emissionszertifikate als Instrument der Klimapolitik 

Handelbare Emissionszertifikate sind ein marktanaloges und - je nach Vergabeverfah-
ren - fiskalisches oder nicht-fiskalisches Instrument der Mengensteuerung von Emissio-
nen. In der Variante des cap-and-trade Systems wollen sie ein regionales oder globales 
Umweltqualitätsziel mittels der Zuteilung und des anschließenden Tausches von in ge-
eigneten Einheiten zerlegten Emissionsrechten sowohl ökologisch effektiv als auch 
ökonomisch (statisch und dynamisch) effizient erreichen. Sie verkörpern ein vom Staat 
verbrieftes übertragbares Recht auf Umweltnutzung, z.B. am Ge- und Verbrauch des 
bisher freien öffentlichen Gutes saubere Luft. Das Umweltmedium „Luft“ wird einer öf-
fentlich-rechtlichen Bewirtschaftung unterworfen (vgl. Winkler 2005, S. 248 ff.; auch 
Appel 2006, S. 782). Geeignet sind Zertifikate insbesondere für die Verringerung von 
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Globalschadstoffen wie Treibhausgase, für die der Ort der Entstehung keine Bedeutung 
für zukünftige Umweltschäden hat. Auch ist hierfür eine räumliche Differenzierung des 
Lizenzmarktes nicht erforderlich. Entsprechend groß können die Zahl der Marktteil-
nehmer und das Handelsvolumen auf dem Zertifikatsmarkt sein, so dass Marktmacht 
nicht entstehen dürfte. Ist der Verlauf der Grenzschadens- und der Grenzvermeidungs-
kosten bekannt, dann entspricht die Wirkung der Zertifikate genau der einer Steuer auf 
fossile Brennstoffe. Im Unterschied zu dieser geben Zertifikate eine absolute Obergren-
ze der Emissionstätigkeit vor (ökologische Sicherheit), während der Zertifikatepreis und 
damit die ökonomischen Kosten unsicher sind (ökonomische Unsicherheit). Ist der Ver-
lauf der (als linear angenommenen) Grenzvermeidungskosten unsicher, dann ist eine 
Mengensteuerung nur dann zu empfehlen, wenn im relevanten Bereich die Grenzscha-
denskosten im Vergleich zu den Grenzvermeidungskosten einen relativ steilen Anstieg 
aufweisen oder wenn irreversible Umweltschäden entstehen können (vgl. Baumol, Oa-
tes 1988, S. 68 ff.). Eine Kostenüberschreitung ist dann nachteiliger als eine Überschrei-
tung der Emissionsmenge. Da der Klimawandel allerdings eine Folge der Zunahme der 
CO2-Konzentration als Bestandsgröße, nicht der aktuellen Emissionstätigkeit ist, die 
Grenzschadenskosten dann vergleichsweise flach ansteigen, die Grenzvermeidungskos-
ten für entwickelte Länder - bei gegebener Technologie - ab einem Schwellenwert da-
gegen relativ steil, ist der Wohlfahrtsverlust infolge höher als angenommener Grenz-
vermeidungskosten für Steuern geringer als für Zertifikate (vgl. McKibbin, Wilcoxen 
2002, S. 117; Nordhaus 2005, S. 23; Hepburn 2006, S. 231). Der Nachteil höherer 
Emissionen ist in diesem Fall geringer als der der Überschreitung der Vermeidungskos-
ten. Bei dieser Bewertung der Vorteilhaftigkeit von Steuern oder Zertifikaten ist auch 
zu bedenken, dass eine wissenschaftlich gesicherte Höhe der Emissionsreduktion oder 
auch der CO2-Konzentration zur Vermeidung von Klimaschäden nicht zu bestimmen 
ist. Die Einhaltung eines exakten Mengenziels wie im Falle der Zertifikate verliert da-
durch an Bedeutung.  

Im ersten Schritt für den Aufbau eines Emissionshandelssystems bestimmt der Staat, bis 
zu welcher Höchstgrenze ein Umweltmedium innerhalb einer abgegrenzten Zeitperiode 
genutzt werden kann. Eine quantifizierte Zielgröße der Klimapolitik hat den Charakter 
einer Richtgröße, die sowohl aus wissenschaftlichen Erkenntnissen als auch aus norma-
tiven Prämissen abgeleitet ist (vgl. Schröder et al., 2002, S. 23 f.), aber auch das Ergeb-
nis von Verhandlungen wie z.B. nach dem Kyoto-Protokoll sein kann. Danach wird die 
zulässige Gesamtemission in einzelne Zertifikate aufgeteilt. Sie können entweder zeit-
lich begrenzt oder unbefristet gültig sein. Bei einer Verschärfung des ökologischen 
Rahmens werden sie entsprechend periodisch in geringerer Höhe ausgegeben oder im 
Zeitablauf abgewertet. In beiden Fällen entsteht ein Zwang zur Emissionsminderung. 
Die Form der Erstvergabe kann nach unterschiedlichen Regeln erfolgen (vgl. u.a. 
Grubb, Sebenius 1992, S. 193 ff.; Rose 1992, S. 59 ff.; Heister 1997, S. 337). Sie hat 
Bedeutung für Bestandsschutz und Planungssicherheit bestehender und Marktzutritt 
neuer Unternehmen. Zudem hat sie Auswirkungen auf den staatlichen Haushalt (vgl. 
Heister, Michaelis u.a. 1991, S. 104 ff.). Eine Versteigerung der Gesamtemissionsrechte 
führt wie bei Erhebung einer Umweltabgabe auf CO2-Emissionen zu Einnahmen des 
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Staates und zu Ausgaben der Unternehmen. Der Staat erhält daraus die Möglichkeit, 
den Versteigerungserlös in einem durch Verzerrungen gekennzeichneten Steuersystem 
u.a. in Form einer Senkung von Steuern auf den Faktor Arbeit („revenue recycling poli-
cies“) im Inland rückzuverteilen (vgl. zur Übersicht Bovenberg, Goulder 2002, 
S. 1502 f.). Dieses Zuteilungsverfahren liefert zugleich einen Anhaltspunkt für den spä-
teren Zertifikatspreis auf dem Sekundärmarkt, indem es die Zahlungsbereitschaft der 
einzelnen Bieter offenbart. Seine Transaktionskosten sind eher gering.   

Die Gratisvergabe der Zertifikate kann an der Höhe der historischen oder der projektier-
ten zukünftigen Emissionen anknüpfen, im Falle der internationalen Kooperation auch 
proportional zur Größe der Bevölkerung oder des Sozialprodukts eines Landes vorge-
nommen werden. Eine Zuteilung nach dem Prinzip des status quo gewährleistet den Be-
standsschutz für Altanlagenbetreiber. Ausgaben für die Unternehmen und Einnahmen 
für den Staat entstehen nicht. Insbesondere im Falle einer periodischen anstelle einer 
einmaligen Gratiszuteilung werden höhere Transaktionskosten als bei einer Versteige-
rung anfallen. Ist der Markt für Zertifikate wettbewerblich strukturiert und sind die 
Transaktionskosten des Emissionshandels - wie bei der Versteigerung - gering, dann hat 
die Form der Anfangszuteilung keinen Einfluss auf die Effizienz und die Effektivität 
des Emissionshandels auf dem Sekundärmarkt (vgl. Tietenberg 1995, S. 326; Woerd-
man 2003, S. 110). Entsprechend kann die Erstallokation anderweitige Ziele verfolgen, 
z.B. eine staatliche Einnahmenerzielung oder verteilungspolitische Ziele. Auch bei der 
Überwälzung (pass through) des Zertifikatspreises auf die Preise der Konsumgüter und 
der Vorleistungen der Unternehmen besteht kein Unterschied: Die Versteigerung führt 
zu Ausgaben der Unternehmen. Bei der Gratiszuteilung verursacht der Gebrauch von 
Zertifikaten für die Deckung der Emissionen Opportunitätskosten in Höhe ihres mögli-
chen Verkaufserlöses zum Marktpreis im Falle einer Emissionsvermeidung, die sie auch 
in diesem Falle weiterwälzen.5 Die Zuteilung der Zertifikate wirkt bei beiden Methoden 
wie eine Steuer auf den Einsatz der Produktionsfaktoren und verringert den realen Fak-
torertrag („tax interaction effect“). Zudem verzerrt sie die Struktur der Konsumnachfra-
ge und der Vorleistungen. Die „gross costs“ (ohne positive Umwelteffekte) der Zertifi-
katsausgabe auf die Höhe der Steuereinnahmen hängt vom Einfluss z.B. der Reallohn-
senkung auf das Arbeitsangebot ab (vgl. Bovenberg, Goulder 2002, S. 1494 ff.; Parry 
2005, S. 220 ff.). Ist dieses rückläufig - wie bei Dominanz des Substitutionseffektes ge-
genüber dem Einkommenseffekt der Reallohnsenkung, - dann sinkt auch das Steuerauf-
kommen. Wird daraufhin der Steuersatz auf den Faktor Arbeit wieder erhöht, um im 
Falle der Versteigerung der Zertifikate die Staatseinnahmen aus Steuern und dem Erlös 
aus der Zuteilung der Zertifikate konstant zu halten (Aufkommensneutralität), dann 
sinkt die Zusatzlast der Besteuerung in geringerem Maße. Überwiegt der „tax interac-
tion effect“ den „revenue-recycling effect“, dann geht der Effizienzverlust des Steuer-
systems in geringerem Maße zurück. Eine angestrebte „doppelte Dividende“ durch eine 
aufkommensneutrale Umstrukturierung des Einnahmensystems wird - anders als erhofft 
- nicht oder nur in geringerem Umfang erreicht. Weiterhin ist bei der „revenue recycling 

                                                           
5 Zum Problem der Zulässigkeit, kostenlos zugeteilte Emissionszertifikate zum Marktpreis in die Preis-

kalkulation einzubeziehen, vgl. Frenz 2006, S. 737 ff.; Burgi, Lange 2006, S. 549 ff. 
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policy“ zu bedenken, dass die Bemessungsgrundlage bei der Besteuerung des Ar-
beitseinkommens größer als im Falle der Zertifikateversteigerung ist. Entsprechend 
hoch muss - bei gegebener Zertifikatezuteilung - der Zertifikatspreis sein, um gleich 
hohe Staatseinnahmen zu erzielen. In Bezug auf die Verteilungswirkung steigt bei der 
Gratisvergabe als Folge der Preiserhöhung die Produzentenrente zulasten der Konsu-
mentenrente. Eine Rückverteilung des Versteigerungserlöses an die Konsumenten mil-
dert zumindest den Umverteilungseffekt zugunsten der Unternehmen. Verteilungsargu-
mente sprechen somit für die Versteigerung der Zertifikate (vgl. Bader 2000, S. 264 f.; 
Hepburn et al. 2006, S. 140). Die Liquidität und entsprechend das Handelsvolumen im 
Anschluss an die Erstvergabe werden höher als im Falle der Versteigerung sein, da die 
Anfangsverteilung unabhängig von den Grenzvermeidungskosten der Emissionsminde-
rung vorgenommen wird (vgl. Endres, Schwarze 1994, S. 183).  

Die Versteigerung weist auf Unternehmensebene auch eine höhere dynamische Effi-
zienz als die Gratiszuteilung auf (vgl. Milliman, Prince 1989, S. 253 ff.). Bei der perio-
dischen Versteigerung können alle Unternehmen nach Einführung und Ausbreitung ef-
fizienterer Umwelttechnologien als Folge des Rückgangs der Lizenznachfrage neue Li-
zenzen zu einem geringeren Preis als zuvor ersteigern. Bei einer Gratisverteilung dage-
gen sind Unternehmen - je nach Höhe ihrer Grenzvermeidungskosten - Käufer und Ver-
käufer von Lizenzen zugleich. Es gibt sowohl Gewinner als auch Verlierer der Zertifi-
katspreissenkung (zum Fortgang dieser Diskussion vgl. Jaffe, Newell, Stavins 2003). 
Trotz der in normativer Analyse abgeleiteten theoretischen Vorteile der Versteigerung 
dominiert in der Praxis - auch unter dem Einfluss des Lobbyismus - die Gratiszuteilung. 
Sie verteilt die entstehenden Renten auf die einbezogenen Unternehmen und erleichtert 
ihnen dadurch auch die Entscheidung für die Beteiligung am Emissionshandel (vgl. Ke-
ohane, Revesz, Stavins 1998, S. 315 f.; Tietenberg 2005, S. 184 f.).  

Zertifikatspflichtige sind entweder die Produzenten und Importeure von Primärenergie 
als Hersteller (Upstream-Variante) oder Großemittenten wie Kraftwerke, Raffinerien 
und Industrieanlagen als Verbraucher (Downstream-Variante). Die Anzahl der auszu-
gebenden Zertifikate ist bei beiden Verfahren unterschiedlich mit Folgen für die Struk-
tur des Zertifikatemarktes. Im ersteren Fall werden alle Emissionen, auch die der Klein-
verbraucher, erfasst und direkt belastet (Brennstoffzertifikate). Damit geht eine genaue 
Verhaltenssteuerung einher. Die administrativen Kosten sind vergleichsweise gering. 
Bei einer Gratiszuteilung fällt die entstehende Rente einer kleinen Gruppe von Unter-
nehmen zu, insbesondere der Energiewirtschaft, die den Zertifikatspreis auf die End-
verbraucher überwälzen wird (vgl. Grubb, Neuhoff 2006, S. 14 f.; Hepburn et al. 2006, 
S. 140). Im zweiten Fall, bei Ausgabe von Emissionszertifikaten, kommt die Rente ei-
ner größeren Gruppe von Unternehmen zugute. Eine Zertifikatspflicht für kleine und 
mobile Emissionsquellen (Haushalte, Verkehrsteilnehmer) verbietet sich aus Gründen 
der Praktikabilität (vgl. im einzelnen Bader 2000, S. 164 ff.; auch Woerdman 2000, 
S. 617; Boom, Nentjes 2003, S. 47 ff.). Hierfür eignet sich die Erhebung einer Energie- 
oder Emissionssteuer. Der „Rat von Sachverständigen für Umweltfragen" (1996, 
Tz. 1007; 2002, Tz. 473) empfiehlt die Ausgabe von Brennstoffzertifikaten, da diese al-
le Emittenten belasteten. Bei der Zuteilung ist auch eine flexible Kombination von Ver-
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steigerung für Neueintreter und Gratisvergabe für Altemittenten, z.B. an energieintensi-
ve Unternehmen denkbar (vgl. Cansier 1998, S. 101). 

5. Europäischer Handel mit Emissionszertifikaten 

5.1 Die EG-Richtlinie zum Emissionshandel und das deutsche Anlagengenehmi-
gungsrecht 

Nachdem die Klimapolitik mittels Einführung einer harmonisierten CO2-/Emissions- 
steuer gescheitert war, entschied sich die Europäische Union für die Ausgabe von und 
den Handel mit Emissionszertifikaten, um ihre eingegangene Reduktionsverpflichtung 
erfüllen zu können. Für die Einführung des Emissionshandels sprach vor allem, dass die 
Mengensteuerung von ihrer Zielsetzung her mit dem nationalen Vermeidungsziel und 
der Anwendung von flexiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls übereinstimmte. Ent-
sprechend der Richtlinie6 zum Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten nahmen 
die Länder der Europäischen Union bereits zu Beginn des Jahres 2005 den Emissions-
handel für CO2 auf, nicht erst zu Beginn der ersten Verpflichtungsperiode 2008. Sie 
wollten dadurch Erfahrungen in der Umsetzung und Akzeptanz bei den Beteiligten (da-
zu Gawel 1997, S. 513 ff.) gewinnen. Die anfängliche Beschränkung auf CO2 soll Kon-
trollprobleme für andere Treibhausgase verringern. Ein gemeinsames Emissionshan-
delssystem in der EU führt zu einem einheitlichen Preis für Kohlenstoff und vermeidet 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Mitgliedsländern.  

Die Zuteilung der Zertifikate nahmen die Mitgliedsstaaten in der Vorbereitungsphase 
2005-2007 ganz überwiegend in Form der Gratisvergabe vor, vornehmlich aus Gründen 
der Praktikabilität und der Verteilungswirkung, damit der politischen Durchsetzbarkeit. 
„…the rationale for a policy allowing some free allocation of allowances based on his-
toric emissions is based on the desire to compensate incumbent installations that are af-
fected by the regulation“ (vgl. Gupta et al 2007, S. 758). Sie konnte lediglich bis zu 
5 vH auf dem Wege der Versteigerung erfolgen. Über die Gesamtmenge der auszuge-
benden Zertifikate und deren Aufteilung auf die einbezogenen Tätigkeiten (Sektoren) 
entschied jeder Mitgliedsstaat eigenständig. Diese sind für eine Zuteilungsperiode gül-
tig. Eine Übertragung in die nächste Periode („Banking“) ist zulässig (§ 6 Abs. 4 
Satz 4 EG-RL 2003/87/EU), nicht dagegen ein Vorziehen aus einer späteren Periode 
(„Borrowing“). Allerdings kann ein Mitgliedsstaat von einer Überführung der Zertifika-
te in die nächste Periode absehen. Davon hat Deutschland Gebrauch gemacht (vgl. § 20 
ZUG 20077). Die Zertifikate werden in einem zweistufigen Verfahren zunächst an die 
beteiligten Länder, danach durch diese an die Unternehmen in den einbezogenen Sekto-
ren verteilt (dazu bereits Tietenberg 1995, S. 333 f.). Die Anzahl der Marktteilnehmer 
steigt durch die Erweiterung des Teilnehmerkreises um den privaten Sektor beträcht-
                                                           
6  Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.10.2003 über ein System 

für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates. Amtsblatt der Europäischen Union, L 275/32-45 vom 25.10.2003 
(2003a). 

7 Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgasemissionsberechtigungen in der Zutei-
lungsperiode 2005 bis 2007 (ZUG 2007). BGBl. I 2004, S. 2211 ff. 
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lich. Für die Kontrolle der Emissionsmenge und damit die Einhaltung des Vermei-
dungszieles sind die EU-Mitgliedsstaaten verantwortlich. Die Europäische Gemein-
schaft überwacht lediglich die Einhaltung der nationalen Minderungsprogramme. Die 
zugeteilten (EU allowances EUA) und die durch den Mechanismus für umweltverträgli-
che Entwicklung erzeugten Emissionsberechtigungen CER sind im Emissionshandels-
system gleichwertig (§ 8 ProMechG8). Im Gegensatz zu den ERU- erhöhen die CER-
Berechtigungen die Anzahl der verfügbaren Berechtigungen der nationalen Emissions-
budgets. Ab 2008 werden auch die „Emission Reduction Units“ der JI-
Gemeinschaftsprojekte in das Emissionshandelssystem einbezogen. Auf dem neu ent-
standenen Markt für Zertifikate wird zwischen den verschiedenen Lizenzformen eine 
Preisdifferenzierung erwartet (vgl. Grubb 2003, S. 175 ff.). So mögen Zertifikate aus 
den Projektmechanismen einen Preisaufschlag gegenüber zugeteilten Zertifikaten erhal-
ten, da sie nicht auf einem reinen Papierhandel beruhen, sondern durch reale Investiti-
onsprojekte entstehen und dadurch ein höheres Vertrauen genießen.  

Adressaten der Zuteilung und des anschließenden Emissionshandels sind - in Anleh-
nung an das Emissionsmodell - die Mehrzahl der nach der IVU-Richtlinie9 genehmi-
gungsbedürftigen ortsfesten Industrieanlagen in den Wirtschaftszweigen der Energie-
umwandlung (Strom- und Wärmeerzeugung mit Verbrennungsanlagen über 20 MW, 
Mineralölraffinerien, Kokereien), der Eisen- und Stahlerzeugung und -verarbeitung, der 
mineralverarbeitenden Industrie (Herstellung von Zementklinkern, von Glas, kerami-
schen Erzeugnissen), von Zellstoff und Papier und Pappe (vgl. EU-RL 2003/87/EG, 
Anhang I). In der chemischen Industrie werden nur Verbrennungsanlagen zur Eigen-
stromerzeugung mit einer Leistung von mehr als 20 MW erfasst. Prozessbedingte Emis-
sionen, bei denen CO2 als Produkt aus einer chemischen Reaktion entsteht, die keine 
Verbrennung ist, vorwiegend bei Anlagen der Eisen- und Stahl- und der Mineralölin-
dustrie, sind nicht von einer Kürzung der Emissionen betroffen. Insgesamt unterliegen 
etwa 45 vH der CO2-Emissionen in der Europäischen Union dem Emissionshandel. Die 
Downstream-Variante eignet sich am ehesten für Wirtschaftszweige mit wenigen gro-
ßen Anlagen und großen Emissionsmengen. Mobile Emissionsquellen in Haushalten 
und im Verkehr als Kleinverbraucher werden aus Gründen des Gleichheitsgrundsatzes 
in die Emissionsreduktion einbezogen, wenn auch mit anderen Instrumenten, z.B. der 
Erhebung einer Umweltabgabe (vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
2000, S. 17; auch Rehbinder, Schmalholz 2002, S. 8).  

Die Betreiber der in den Emissionshandel einbezogenen ortsfesten Anlagen, in der die 
oben genannten Tätigkeiten durchgeführt werden, benötigen eine Genehmigung (per-
                                                           
8 Gesetz zur Einführung projektbezogener Mechanismen nach dem Protokoll von Kyoto zum Rahmen-

übereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom 11.12.1997, zur Umsetzung der 
Richtlinie 2004/101/EG und zur Änderung des Kraft-Wärme-Koppelungsgesetzes, Art. 1 (Pro-
MechG). BGBl. I 2005, S. 2826 ff.- Das ProMechG setzte die EU-Richtlinie 2004/101/EG vom 
27.10.2004 (sog. Linking Directive), die die Verbindung zwischen den flexiblen Mechanismen des 
Kyoto-Protokolls im Rahmen des europäischen Rechts herstellt, in nationales Recht um.  

9  Richtlinie 91/96 EG des Rates vom 24.9.1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 39.  Jg. (1996), L 257/26. - Zu 
ihrer Umsetzung in das deutsche Umweltrecht vgl. RSU, 2002, Tz. 303 ff. 
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mit) für die Emission von Treibhausgasen. Sie muss bei der zuständigen Behörde bean-
tragt werden. Voraussetzung für die Erteilung einer Genehmigung ist, die Höhe der 
Emissionen zu überwachen und über sie zu berichten. Im Anschluss daran wird die Ge-
samtanzahl der Zertifikate, die zur Emission berechtigen (allowances), seitens der Mit-
gliedsstaaten für eine Zuteilungsperiode auf die einzelnen Anlagen aufgeteilt. Diese ha-
ben den Charakter von Inputfaktoren und sind handelbar. Die Betreiber der einbezoge-
nen Anlagen müssen jährlich zu einem Stichtag diejenige Anzahl von Zertifikaten zu-
rückgeben, die den Gesamtemissionen ihrer Anlagen im Vorjahr entspricht. Sie benöti-
gen damit sowohl - wie bisher - eine Anlagengenehmigung als auch eine ausreichende 
Anzahl von Emissionszertifikaten. Der Zertifikatehandel greift im vollen Umfang der 
erfassten Treibhausgasemissionen (vgl. Burgi 2003, S. 2489).  

Für die Zuteilung der Zertifikate müssen die Mitgliedsstaaten bis zu Beginn jeder Zutei-
lungsperiode einen nationalen Allokationsplan nach bestimmten Kriterien aufstellen. Er 
muss die Gesamtmenge der verfügbaren Zertifikate mit der übernommenen Minde-
rungsverpflichtung in Übereinstimmung bringen. Dabei ist das Potential der in den 
Emissionshandel einbezogenen Anlagen zur Emissionsverminderung einzubeziehen 
(vgl. EU-RL 2003/87 EG, Anhang III). Weiterhin kann der Allokationsplan erbrachte 
Vorleistungen berücksichtigen. Die Mitgliedsstaaten sollen die Zuteilung möglichst ein-
heitlich vornehmen, um Wettbewerbsverzerrungen zwischen ihnen zu vermeiden. Die 
Minderungspflicht ist in der Vorbereitungsphase 2005-2007 noch nicht bindend. Auch 
fallen eventuelle finanzielle Sanktionen gegenüber privaten Unternehmen bei Über-
schreiten der zulässigen Emissionsmenge geringer aus (40 anstelle 100 € pro überschrit-
tener Tonne CO2 in 2008-2012).  

Die Betreiber von genehmigungsbedürftigen Anlagen haben in Deutschland nach 
§ 5 Abs. 1 BImSchG als Grundpflichten den Schutz vor und die Vorsorge gegen schäd-
liche Umwelteinwirkungen zu erfüllen. Die Schutzpflicht zielt darauf ab, die durch Im-
missionen auf Umweltmedien verursachten Schadenswirkungen, die mit hoher Wahr-
scheinlichkeit Gefahren für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorrufen kön-
nen zu verhindern. Zu den Schutzgütern zählt auch die Atmosphäre und damit das Kli-
ma (vgl. Koch, Wieneke 2001, S. 101; Bail, Marr, Oberthür 2003, S. 299; Wustlich 
2003, S. 24; Winkler 2005, S. 135 f.). Die Vorsorgepflicht bezieht sich auf einen Scha-
densverdacht, dessen Wahrscheinlichkeit nicht genau angegeben werden kann. Sie dient 
der Vorbeugung vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Emissionsverminderung 
mittels Berücksichtigung der „besten verfügbaren Techniken“10, die ein hohes Schutz-
niveau für die Umwelt gewährleisten und - aus der Sicht des durchschnittlichen Betrei-
bers in einem Wirtschaftszweig (so Engelhardt 2002, S. 81) - wirtschaftlich vertretbar 
sein müssen (zum Vergleich von Umweltvorsorge und Gefahrenschutz vgl. Cansier 
1996, S. 52 f.). Emissionsgrenzwerte für Treibhausgase finden sich im Immissions-
schutzrecht nicht. Sie sind kein Schadstoff mit lokalem Bezug. Das Vorsorgegebot u.a. 

                                                           
10  Das deutsche Umweltrecht verwendet nach der Umsetzung der IVU-Richtlinie weiterhin den Termi-

nus "Stand der Technik" (§3 Abs.6 BImSchG; §7a Abs.5 WHG; §12 Abs.2 Krw-/AbfG). -Zum Ver-
gleich beider Technikstandards Heimlich 1998, S. 582 ff. 
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gegen Restrisiken stellt umfassendere Anforderungen an den Umweltschutz als das 
Schutzgebot (zum Vergleich der Grundpflichten vgl. Hoppe, Beckmann, Kauch 2000, 
§ 21, Rn 53; Koch 2002, S. 153 ff.). Zu den Grundpflichten gehört weiterhin das Gebot 
der sparsamen und effizienten Energieverwendung, unabhängig von der damit einher-
gehenden gleichzeitigen Emissionsminderung, also auch die Ressourcenschonung. Die 
Wahl einer bestimmten Technologie ist damit nicht vorgeschrieben, z.B. eines bestimm-
ten Energieträgers (vgl. auch Koch, Wieneke 2001, S. 101 ff.; Epiney 2002, S. 579 ff.). 
Es leidet an der mangelnden Konkretisierung, ein Ausdruck des Vollzugsdefizits im 
Umweltrecht (vgl. Hohmuth 2006, S. 133 f.). Das Bundesimmissionsschutzgesetz er-
richtet somit „ein um den Aspekt der Vorsorge erweitertes Gefahrenabwehrregime…“ 
(Enders 1998, S. 187). Einen nennenswerten Beitrag zum Klimaschutz hat es bisher 
nicht geleistet (so Winkler 2005, S. 140 f.; Hohmuth 2006, S. 231 f.).  

Die Umstellung von der bisherigen Praxis, die Befugnis zur Emission von Treibhausga-
sen anstelle der Anlagengenehmigung durch die Abgabe handelbarer Emissionszertifi-
kate zu erteilen, stellt eine Beschränkung der grundgesetzlichen Eigentums- und Berufs-
freiheit dar (vgl. Zimmer 2004, S. 226). Dieser Eingriff in die Grundrechte wird als ge-
rechtfertigt angesehen: Beim Klimaschutz handelt es sich um Belange des Allgemein-
wohls. Das Anlagengenehmigungsrecht vermittelt bei sich verändernden Umständen 
nur einen eingeschränkten Bestandsschutz, z.B. einer Verschärfung der Emissions-
grenzwerte oder einer Verringerung der Emissionsberechtigungen (vgl. Hohmuth 2006, 
S. 271; Martini, Gebauer 2007, S. 230). Dabei darf der Emissionshandel für die Anla-
genbetreiber nur zu solchen Belastungen führen, die im Falle einer Gratiszuteilung der 
Emissionsberechtigungen verhältnismäßig sind, d.h. er muss geeignet, erforderlich und 
angemessen sein (vgl. Zimmer 2004, S. 257; Vosskuhle 2002, S. 192 ff.; Burgi 2005, 
S. 63 ff.). Das Bundesverwaltungsgericht hat im Jahr 2005 das TEHG für verfassungs-
gemäß erklärt (vgl. Adam, Hentschle, Kopp-Assenmacher 2006, S. 6; Kobes 2007, 
S. 858). Insbesondere ist mit ihm keine Verletzung der Eigentumsfreiheit verbunden.  

5.2 Kritik des Konzeptes der EG-Richtlinie 

Die EG-Richtlinie - sowie bereits der EG-Richtlinienentwurf (2001) - und das europäi-
sche Emissionshandelssystem werden dahingehend kritisiert, dass die begrenzte Anzahl 
der einbezogenen Wirtschaftszweige die Kostenersparnis des Emissionshandels in der 
Vorbereitungsphase beschränkt. Zudem wird darauf hingewiesen, dass die Vermei-
dungskosten als Folge des geltenden Ordnungsrechts ähnlich hoch sind (vgl. RSU 2002, 
Tz. 478; Meyer, Ströbele 2001, S. 71; Rehbinder, Schmalholz 2002, S. 7). Weiterhin 
fehle ein Basisjahr für die Erstzuteilung der Zertifikate, so dass erbrachte Vorleistungen 
in der Emissionsvermeidung nicht berücksichtigt werden könnten (vgl. für die deutsche 
Industrie Hein 2001, S. 169; auch Rehbinder, Schmalholz, 2002 S. 3 f.). Deutschland 
erhielt die Möglichkeit, bei der Aufstellung des Nationalen Allokationsplans das Jahr 
1990 als Basisjahr für die Zuteilung der Emissionsrechte zu wählen. Weiterhin ist das 
Problem der Überlagerung von Emissionsregulierungen in der Richtlinie nicht gelöst 
(vgl. Wackerbauer 2003, S. 73). In Deutschland unterliegen alle Wirtschaftszweige, die 
am Emissionshandel teilnehmen, auch der ökologisch ausgerichteten Besteuerung des 
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Energieverbrauches. Die Steuersätze sind allerdings anstelle der CO2-Intensität am 
Energiegehalt der Primärenergieträger ausgerichtet. Zudem sind sie für alle Primärener-
gieträger unterschiedlich hoch. Um eine Doppelregulierung zu vermeiden, wurde die 
Befreiung von Umweltabgaben für die Unternehmen, die am Emissionshandel teilneh-
men, empfohlen (vgl. u.a. Meyer, Ströbele 2001, S. 76 f.).  

Entsprechend den Grundpflichten der Anlagenbetreiber, zur Erteilung einer Genehmi-
gung für jede einzelne Industrieanlage den Einsatz der besten verfügbaren Techniken 
und eine effiziente und zusätzlich sparsame Energieverwendung zu berücksichtigen, 
waren die Schutz- und die Vorsorgepflicht der IVU-Richtlinie und des deutschen Anla-
gengenehmigungsrechts mit dem europäischen Emissionshandel ursprünglich nicht ver-
einbar. Erstere sind anlagenbezogen (bottom up) und beinhalten das Recht zum Ausstoß 
von Treibhausgasen (vgl. Burgi 2003, S. 2488). Letzterer zielt auf die Höhe der Ge-
samtemissionsmenge (top down), unabhängig von der Emission der einzelnen Anlage 
(vgl. Giesberts, Hilf 2002, S. 107; Smith, Sorrell 2001, S. 29). Anlagenbetreiber waren 
nach geltendem Recht nicht befugt, sich durch den Erwerb von Emissionszertifikaten 
vom ordnungsrechtlichen „Stand der Technik“ und dem Gebot der sparsamen und effi-
zienten Energieverwendung zu befreien (vgl. Frenz 2001, S. 310; Koch, Wieneke 2001, 
S. 116; Rehbinder, Schmalholz 2002, S. 6 f.). In Erkenntnis der Unvereinbarkeit dieser 
beiden umweltpolitischen Ansätze ergänzte Art. 26 der Richtlinie 2003/87/EG die Ge-
nehmigungsauflage von Art. 9 Abs. 3 der IVU-Richtlinie dahingehend, dass keine 
Emissionsgrenzwerte für direkte Emissionen von Treibhausgasen aus Anlagen, die un-
ter die vorliegende Richtlinie fallen, vorgeschrieben werden und es den Mitgliedsstaa-
ten freisteht, keine Energieeffizienzanforderungen in Bezug auf Verbrennungseinheiten 
oder andere Einheiten am Standort, die Kohlendioxyd ausstoßen, festzulegen. Aller-
dings dürfen die Emissionen neben ihren Fernwirkungen keine schädlichen örtlichen 
oder regionalen Auswirkungen haben, wie es bei CO2 als Globalschadstoff auch nicht 
der Fall ist. Das Vorsorgegebot von Art. 3 IVU-Richtlinie als allgemeines Prinzip der 
Grundpflichten der Betreiber war allerdings weiter zu befolgen. Die Pflicht zum Einsatz 
der „besten verfügbaren Techniken“ blieb damit bestehen. Ein freier Emissionshandel 
war entsprechend eingeschränkt.  

Um diesen Konflikt zwischen Emissionshandel und Ordnungsrecht aufzuheben, wurde 
die Einführung eines „Kombinationsmodells“ (Stüer, Spreen 1999, S. 165; Koch, Wie-
neke 2001, S. 120; Epiney 2002, S. 584) zwischen beiden Instrumenten empfohlen. Ei-
ne ausschließliche „,Binnenrationalisierung’ des Ordnungsrechts“ (Gawel 1999, 
S. 290 f.) durch eine noch stärkere Differenzierung und Flexibilisierung mit dem Ziel, 
seine Effizienz zu erhöhen, galt als wenig Erfolg versprechend (ebd., S. 294). Zudem 
sind die Vorzüge des Ordnungsrechts für den Schutz der Umwelt wie die direkte Ver-
haltenssteuerung und die Treffsicherheit bei räumlicher Schadstoffkonzentration (so 
Lübbe-Wolff 2001, S. 484 f.) für den Klimaschutz als globalem Umweltproblem nicht 
von Belang, da der Ausstoß einer einzelnen Anlage nicht zu Gefahren für die Allge-
meinheit durch Luftverunreinigungen führt. Eine spezifische Begründung für den Ein-
satz ordnungsrechtlicher Instrumente im bisherigen Ausmaß besteht im Falle der Emis-
sionsminderung von Treibhausgasen nicht. Der „Rat von Sachverständigen für Umwelt-
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fragen“ (2002, Tz. 584) forderte, dass die Einführung des Emissionshandelssystems le-
diglich mit der Verringerung, nicht aber der gänzlichen Aufhebung der ordnungsrechtli-
chen Anforderungen einhergehe (im gleichen Sinne Koenig 1996, S. 947; Köck 1999, 
S. 351; Koch, Wieneke 2001, S. 121 f.; Rehbinder, Schmalholz 2002, S. 7). Dabei müs-
se mittels der Menge der zugeteilten Zertifikate gewährleistet sein, dass die Emissionen 
nicht höher ausfielen als nach geltendem Ordnungsrecht zu erwarten wäre. Diese Forde-
rung war allerdings nicht leicht zu erfüllen, da sich die Höhe der Emissionen der Anla-
gen nach der Höhe des zukünftigen Zertifikatspreises richten wird (vgl. Epiney 2002, 
S. 584). Alternativ zur Höhe der Zuteilung könnten die Technikregeln zur Einhaltung 
von Mindeststandards so ausgewählt werden, dass sie lediglich eine „normale, in der 
Praxis bewährte Problemlösung“ in den technischen Anforderungen („Regeln der Tech-
nik“), nicht dagegen den „Stand der Technik“ oder die „beste verfügbare Technik“ als 
fortschrittliche Praxis sicherten (vgl. Schulte 1999, S. 44; Giesberts, Hilf 2002, S. 118).  

Die Kombination mit dem geltenden Anlagengenehmigungsrecht hat zur Folge, dass der 
Emissionshandel auf die Emissionsminderung unterhalb der der gesetzlich erlaubten 
Höhe begrenzt wird (vgl. Mehrbrey, Reuter 2003, S. 43). Ein Angebot an Zertifikaten 
(sog. emission reduction credits) entsteht bei dieser Regelung lediglich durch Unter-
schreiten der Emissionsgrenzwerte als Folge von umwelttechnischen Innovationen, eine 
Nachfrage bei nicht erlaubten Umweltnutzungen oder durch Mitgliedsstaaten mit natio-
nal nicht erfüllter Verpflichtung zur Emissionsreduktion. Sie dient der Flexibilisierung 
und damit der Wirkungsverstärkung des Ordnungsrechtes durch ökonomische Anreizin-
strumente (vgl. Hendler 2001, S. 282; auch Gawel 2000, S. 27). Im Vergleich zu einem 
cap-and-trade Zertifikatsmodell fällt das Handelsvolumen nach diesem alternativen cre-
dit-and-trading oder auch baseline-and-credit genannten System auf dem Zertifikats-
markt erheblich geringer aus, ebenfalls der mögliche Effizienzgewinn, da ordnungs-
rechtliche Regulierungen Unterschiede in den Vermeidungskosten zwischen den Indust-
rieanlagen in der Europäischen Union verringern (vgl. Hansjürgens 2000, S. 267; Reh-
binder, Schmalholz 2002, S. 7; Lübbe-Wolff 2001, S. 482). Weiterhin resultiert ein ho-
her Kontrollaufwand aus der gleichzeitigen Einhaltung des Ordnungsrechtes und des 
Emissionshandels. 

5.3 Rechtliche Umsetzung der EG-Richtlinie 

5.3.1 Erweiterung des Anlagengenehmigungsrechts 

Der Regierungsentwurf zur Umsetzung der EG-Richtlinie über ein System für den Han-
del mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft in deutsches Recht sah 
ursprünglich ein dreiteiliges Konzept vor (vgl. Schweer, Ludwig 2004, S. 150). Nach 
Einspruch des Bundesrates, der eine Stärkung der Länder im Vollzug des Emissions-
handels anstrebte, erfolgte diese letztlich durch ein eigenes Umsetzungsgesetz und ein 
Gesetz über den Nationalen Zuteilungssplan für Treibhausgasemissionsberechtigungen 
(vgl. Kobes 2004, S. 515; Schweer, Ludwig 2004; Shirvani 2005, S. 182 f.; Appel 2006, 
S. 779 ff.; Weinreich 2006). Das Umsetzungsgesetz enthält in Art. 1 das Treibhausgas-
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emissionshandelsgesetz (TEHG),11 in Art. 2 eine Änderung von § 5 Abs. 1 BImSchG. 
Eine Begrenzung von Treibhausgasen ist hiernach nur zulässig, um zur Gewährleistung 
eines hohen Schutzniveaus sicherzustellen, dass im Einwirkungsbereich der Anlagen 
keine schädlichen Umweltwirkungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft ent-
stehen. Um das Vorsorgegebot gegen schädliche Umwelteinwirkungen erfüllen zu kön-
nen, sind bei den im TEHG, Anhang I, genannten Anlagen (Tätigkeiten), die nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 3 BImSchG auch genehmigungsbedürftig sind, die Anforderungen an 
die Ermittlung von Emissionen und die Erstellung eines Emissionsberichtes und an die 
fristgerechte Abgabe von Emissionsberechtigungen (allowances) einzuhalten (§§ 5 und 
6 Abs. 1 TEHG). Das bisherige Anlagenrecht wird um den Emissionsrechtehandel er-
weitert. Das Vorsorgeprinzip gilt mit der Beschränkung der Emissionsmenge als erfüllt, 
wenn dadurch eine gleich hohe Emissionsreduktion wie mit der bisherigen ordnungs-
rechtlichen Regulierung erreicht wird (vgl. Appel 2006, S. 788 f.). Eine Verringerung 
der Menge der Emissionsberechtigungen führt zu seiner Dynamisierung. Um den Ver-
waltungsaufwand für die Unternehmen zu vereinfachen, wird die Emissionsgenehmi-
gung für Neuanlagen im gleichen Verfahren wie die immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigung nach dem BImSchG erteilt (§ 4 Abs. 6 Satz 1 TEHG). Weiterhin dürfen zur 
Erfüllung der Pflicht, Energie effizient zu verwenden, in Bezug auf CO2-Emissionen 
keine Anforderungen gestellt werden, die über die Pflichten des TEHG hinausgehen. 
Die Verknüpfung von TEHG und BImSchG durch die Anlagengenehmigung führt zu 
einem erweiterten Anlagerecht (vgl. Hohmuth 2006, S. 216 ff.). Bei Altanlagen wird die 
bestehende immissionsschutzrechtliche Genehmigung um Anforderungen zur Ermitt-
lung der Treibhausgasemissionen und zur Abgabe einer die Emissionsmenge des Vor-
jahres entsprechenden Berechtigungsmenge ergänzt (§ 4 Abs. 7 TEHG).  

5.3.2 Nationaler Allokationsplan 2005-2007 

Das Zuteilungsgesetz (ZUG 2007) setzt den ersten Nationalen Allokationsplan (NAP I) 
und damit die Zuteilung der Emissionsberechtigungen auf die einzelnen Anlagen in na-
tionales Recht um. Es ergänzt das TEHG und regelt dessen Ausführung und Vollzug 
(ebd., S. 209). Der Allokationsplan besteht aus einem Makroplan und einem Mikroplan. 
Die Zuteilungsregel differenziert nach bestehenden und nach neuen Anlagen. In 
Deutschland wurden die Emissionsberechtigungen zu 100 vH gratis zugeteilt. Mehr als 
90 vH davon entfielen auf weniger als 500 Anlagen (vgl. Schafhausen 2005, S. 37). Die 
Datenbasis für die in den Emissionshandel einbezogenen Anlagen war noch unzurei-
chend (vgl. ders. 2006, S. 10 ff.). Die Zuteilung erfolgte ganz überwiegend auf der 
Grundlage der Emissionen der Vergangenheit, die durch Befragungen und Berechnun-
gen ermittelt wurden (Basisperiode 2000-2002). Eine sektorale Differenzierung, vor al-
lem nach Energiewirtschaft und produzierendem Gewerbe, nahm sie nicht vor. Eine 
                                                           
11 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel mit Treibhausgas-

emissionszertifikaten in der Gemeinschaft, Art. 1: Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur 
Emission von Treibhausgasen (TEHG). BGBl. I 2004, S. 1578 ff.- Im Unterschied zur RL 
2003/87/EG spricht das TEHG anstelle von Zertifikaten von Berechtigungen. - „Das TEHG ist 
das..’Stammgesetz’ der Implementierung der Emissionshandelsrichtlinie bzw. das ‚Rahmengesetz’ 
des Emissionshandels in Deutschland, wenngleich dabei von vorhandenen Strukturen des Anlagenge-
nehmigungsrechts des BImSchG Gebrauch gemacht wird“ (Hohmuth 2006, S. 179). 
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Übertragung von Berechtigungen von einer Handelsperiode in die nächste ist nicht zu-
lässig (vgl. § 20 ZUG 2007). Zusammenfassend ist der Nationale Allokationsplan als 
„ein äußerst komplexes und hochinterdependentes Gebilde“ (vgl. ders. 2005, S. 34) ge-
kennzeichnet worden.  

Die zugeteilte Gesamtemissionsmenge nach dem Makroplan muss mit dem nationalen 
Klimaschutzziel und der Verpflichtung aus dem Kyoto-Protokoll übereinstimmen. Als 
Ergebnis eines Verhandlungsprozesses mit den betroffenen energieintensiven Sektoren 
beträgt das Emissionsbudget für die Zuteilungsperiode 2005-2007 499 Mio t CO2/Jahr 
(§ 4 Abs. 3 ZUG 2007). Er führt im Vergleich zum Emissionsreduktionsziel der Selbst-
verpflichtung der deutschen Industrie zu einer relativ reichlichen Ausstattung mit Zerti-
fikaten (vgl. ders. 2006, S. 10; 2007, S. 104 ff.), auch als Folge der Unsicherheit über 
die Höhe der Emissionen in der Basisperiode. Auf andere Sektoren entfallen jährlich 
356 Mio t, davon auf Verkehr und private Haushalte 298 Mio t. Diese müssen entspre-
chend eine höhere Minderungsleistung bei zugleich höheren Vermeidungskosten als die 
energieintensiven Industrien und die Energiewirtschaft erbringen. Für die Sektoren 
Haushalte und Verkehr hat die Bundesregierung im Rahmen ihres Nationalen Klima-
schutzprogramms Maßnahmebündel vorgeschlagen (vgl. BMU 2005, S. 42 ff.). Die 
Emissionsberechtigungen werden in gleichen Jahresraten jeweils bis zum 28.2. des Jah-
res für bestehende Anlagen zugeteilt, die bis zum 31.12.2002 in Betrieb genommen 
worden sind. Sie müssen bis zum 30.4. des folgenden Jahres in Höhe der verursachten 
Emissionen des Vorjahres zurückgegeben werden. Ausgabe und Rückgabe der Emissi-
onsberechtigungen erfolgen in der ersten Handelsperiode also zeitlich versetzt. Die Nut-
zung der Emissionsberechtigungen aus dem jeweils nachfolgenden Jahr für deren Rück-
gabe entsprechend den Emissionen des Vorjahres ist somit möglich12.  

Der Mikroplan beinhaltet die Regeln für die Zuteilung der Emissionsberechtigungen an 
die Betreiber der einbezogenen Anlagen und für die Bildung eines Reservefonds für zu-
sätzliche Neuanlagen. Daneben umfasst er solche Emissionsberechtigungen, die für die 
mögliche Höherauslastung konventioneller Kraftwerke oder für Ersatzanlagen für still-
gelegte Kernkraftwerke in der Zuteilungsperiode 2005-2007 benötigt werden (1,5 
Mio. t./Jahr). Ab 2008 werden Ersatzinvestitionen für stillgelegte Kraftwerke Berechti-
gungen aus der Reserve für Neuanlagen zugeteilt. Nach den allgemeinen Allokationsre-
geln erfolgt auf Antrag die Zuteilung in Höhe der durchschnittlichen CO2-Emissionen 
der Anlagen in der Basisperiode, korrigiert um einen sog. Erfüllungsfaktor. Dieser 
bringt das Emissionsbudget des Makroplans mit den Emissionen der einzelnen Anlagen 
in der Basisperiode in Übereinstimmung. Für Anlagen, die bis zum Jahre 1999 in Be-
trieb genommen worden sind, gilt die Basisperiode 2000-2002. Maßgeblich sind für 
Anlagen mit Inbetriebnahme bis zum Jahre 2002 die historischen, für solche im Zeit-
raum 2003-2004 die angemeldeten Emissionen (bei Möglichkeit einer nachträglichen 

                                                           
12 Nach Art. 2 Gesetz zur Änderung des TEHG des Gesetzes zur Änderung der Rechtsgrundlagen zum 

Emissionshandel im Hinblick auf die Zuteilungsperiode 2008 bis 2012 (BGBl. I 2007, S. 1788 ff.) 
wird § 18 Abs. 3 TEHG dahingehend geändert, dass der Termin zur Abgabe fehlender Berechtigun-
gen des Vorjahres auf den 31.1. vorgezogen wird. Fehlende Berechtigungen können dann mit dem 
Zuteilungsanspruch des laufenden Jahres (28.2.) verrechnet werden.  
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Korrektur im Folgejahr). Als Erfüllungsfaktor für letztere wird Eins angesetzt. Die Eu-
ropäische Kommission hat diese ex-post-Anpassung beanstandet. An die Stelle der 
Prognose der jahresdurchschnittlichen Emissionsmenge durch den Antragsteller tritt in 
NAP II der Standardauslastungsfaktor (vgl. Frenz 2007b, S. 589). Um die Zuteilung zu 
flexibilisieren, kann auf Antrag eines Betreibers die Zuteilung für bestehende Anlagen 
auf der Basis historischer Emissionen für zusätzliche Neuanlagen durch die Menge er-
setzt werden, die sich aus dem Produkt aus der prognostizierten durchschnittlichen jähr-
lichen Produktionsmenge und dem Emissionswert der Anlage pro erzeugter Produktein-
heit ergibt (sog. Optionregel; § 7 Abs. 12 i.V.m. § 11 ZUG 2007). Ein Erfüllungsfaktor 
wird hierfür für einen Zeitraum von zwölf Jahren nicht vorgegeben. Diese Optionsregel 
nahmen unerwartet viele der am Emissionshandel teilnehmenden Unternehmen in An-
spruch. Sie trug dazu bei, dass das maximale Emissionsbudget um knapp 3 vH über-
schritten wurde. Entsprechend musste die Zuteilung an alle Anlagen ohne Sonderregeln 
gekürzt werden, auch an die, die eine Zuteilung nach der Optionsregel erhalten („zwei-
ter“ Erfüllungsfaktor 0,9538). „Als Ergebnis wurde auf Intervention der Wirtschaft ein 
massiver Umverteilungsprozess mit zahlreichen ‚Gewinnern’ aber zahlenmäßig deutlich 
mehr ‚Verlierern’ installiert“ (Schafhausen 2006, S. 20). Im Falle von Kohlekraftwer-
ken, die älter als dreißig Jahre sind und einen bestimmten elektrischen Wirkungsgrad 
unterschreiten, wird ab der Periode 2008-2012 auf die Emission dieser Anlagen ein Ab-
schlag auf den Erfüllungsfaktor von 15 vH angerechnet (Malusregel). Hierdurch ent-
steht ein Anreiz zur Modernisierung des Kraftwerksparks.  

Bei Ersatz einer stillgelegten Anlage (Inbetriebnahme ab 2005) durch eine Neuanlage 
vergleichbarer Produkte, der innerhalb von zwei Jahren erfolgen muss, wurden dem 
Betreiber für die folgenden vier Jahre Berechtigungen in dem Umfang übertragen, wie 
sich für die ersetzte Anlage ergeben hätte (Übertragungsregel). Für weitere 14 Jahre 
wurden Berechtigungen ohne Anwendung des Erfüllungsfaktors zugeteilt. Nicht benö-
tigte Zertifikate im Falle einer zu erwartenden geringeren Emissionstätigkeit können 
verkauft werden. Hieraus entsteht ein gewünschter Anreiz, Altanlagen durch Neuanla-
gen mit geringerer Emissionstätigkeit zu ersetzen.  

Für zusätzliche Neuanlagen mit vergleichbaren Produkten, die ab 1.1.2005 in Betrieb 
gehen, erfolgte die Zuteilung auf der Grundlage einer Benchmark (produktspezifischer 
Emissionswert/Produkteinheit), die sich an der besten verfügbaren Technik (dazu 
§ 12 Abs. 3 ZUV 200713) ausrichtet. Der Emissionswert bleibt bis 2012 unverändert. 
Nach Produktgruppen wurden Benchmark-Klassen gebildet, um einen Wettbewerb zwi-
schen Produktionsverfahren anzuregen. Ein Erfüllungsfaktor wird ab Inbetriebnahme 
für 14 Jahre nicht angewendet. Auch die Zuteilung nach dem Benchmark-System will 
einen Anreiz ausüben, effizientere Technologien einzusetzen. Für zusätzliche Neuanla-
gen wird ein Teil des für Industrie und Energiewirtschaft eingeräumten Gesamtbudgets 
reserviert (insg. 9 Mio. t). Reicht dieser Reservefonds nicht aus, so kauft die Bundesre-
gierung auf dem Markt Berechtigungen auf und teilt sie kostenlos zu. Die unterschiedli-

                                                           
13 Verordnung über die Zuteilung von Treibhausgasemissionsberechtigungen in der Zuteilungsperiode 

2005 bis 2007 (ZUV 2007). BGBl. I 2007, S. 1941 ff. 
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che Behandlung von Alt- und Neuemittenten führt zu einer Verzerrung des Wettbe-
werbs zugunsten ersterer.  

Für im Zeitraum 1994-2002 modernisierte Altanlagen („early actions“), die Betreiber 
von Anlagen mit überwiegend prozess- statt energiebedingten CO2-Emissionen und für 
Anlagen der Kraft-Wärme-Koppelung zur Stromerzeugung gelten spezielle Allokations-
regeln. In den beiden ersten Fällen wird ein Erfüllungsfaktor von Eins angesetzt (für 12 
Jahre), dabei bei frühzeitigen Emissionsminderungen unter der Voraussetzung eines 
Nachweises von spezifischen Minderungen. Für Anlagen der Kraft-Wärme-Koppelung 
wird eine Sonderzuteilung an Emissionsberechtigungen vorgenommen, die sich an der 
Höhe der Stromerzeugung bemisst. Im Ergebnis unterliegen 36 vH der vom Emissions-
handel erfassten CO2-Emissionen diesen Sonderregeln. Entsprechend müssen die übri-
gen 64 vH der erfassten Emissionen die erforderliche Emissionsreduktion erbringen 
(vgl. Schafhausen 2006, S. 14).  

Der Erfüllungsfaktor errechnet sich aus dem Verhältnis der aufsummierten Berechti-
gungen der in den Emissionshandel einbezogenen Anlagenbetreiber, korrigiert um die 
genannten Sonderregelungen und den Reservefonds, zum nach dem Makroplan zulässi-
gen Emissionsbudget. Daraus resultiert rechnerisch ein Wert von 0,9709 für nicht-
prozessbedingte Emissionen (§ 5 ZUG 2007). Auf den eigentlichen Reduktionsfaktor 
des Emissionsbudgets entfallen lediglich 0,4 vH. Er ist für alle Anlagen gleich, unab-
hängig von deren Vermeidungskosten. Insgesamt entspricht europaweit die Allokation 
von Emissionszertifikaten in etwa der Höhe der historischen Emissionen (vgl. Grubb, 
Azar, Persson 2005, S. 128). Das Reduktionsziel von Kyoto kann dadurch nicht erreicht 
werden. Nachdem der Preis für Emissionszertifikate von Januar 2005 bis April 2006 
zwischen 10 € und 30 € schwankte, sank er danach zunächst abrupt auf unter 10 € und 
seit Anfang 2007 über 4 € auf Mitte 2007 wenige Cent ab.  

Zusammenfassend kommt die Europäische Kommission (2006, S. 11) zum Ergebnis, 
dass die Vorbereitungsphase des europäischen Emissionshandels eine wertvolle Lern-
phase für die erste offizielle Verpflichtungsperiode 2008-2012 darstelle. Sie schaffe die 
Grundlage für die Überarbeitung des Handelssystems. Am Grundprinzip des cap-and-
trade Systems hält sie fest. Als einzelne Kritikpunkte am Nationalen Allokationsplan in 
Deutschland neben der Überallokation von Emissionszertifikaten werden insbesondere 
genannt („lessons learned“) (vgl. Schafhausen 2007, S. 104 ff.; Zapfel 2007, S. 121 ff.) 

- die hohe Anzahl von speziellen Allokationsregeln und die entsprechend hohe Komple-
xität des Zuteilungsverfahrens, 

- unzureichende Anreize für den Neubau von energieeffizienteren Kraftwerken auch auf 
Grund der lediglich fünfjährigen Zuteilungsperiode, 

- die unzureichende Harmonisierung der Allokationsregeln auf europäischer Ebene, z.B. 
in Bezug auf die Zuteilungsmethode, die Verteilungskriterien auf die einzelnen Sekto-
en, die Bildung von Reserven für die kostenlose Zuteilung von Zertifikaten an neue 
Marktteilnehmer.  
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5.3.3 Nationaler Allokationsplan 2008-2012 

Der Nationale Allokationsplan für die Verpflichtungsperiode 2008-2012 (NAP II) und 
das darauf beruhende Zuteilungsgesetz (ZUG 201214) sieht vor, die Zertifikatsmenge 
für emissionspflichtige Anlagen auf 456 Mio t CO2 pro Jahr abzusenken. Sein Ziel ist, 
das Minderungsziel des Kyoto-Protokolls von 21 vH gegenüber dem Basisjahr 1990 zu 
erreichen, ohne dabei die internationale Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven 
Wirtschaftszweige zu gefährden. Im Unterschied zu NAP I differenziert NAP II bei der 
Minderungsverpflichtung für Bestandsanlagen zwischen der Energiewirtschaft und dem 
produzierenden Gewerbe zu Lasten ersterer. Die Zuteilung erfolgt überwiegend weiter-
hin kostenlos. Ca. 9 vH der Zertifikate werden erstmalig veräußert, entweder versteigert 
oder zum Festpreis verkauft (§ 19 ZUG 2012). Die zu veräußernden Berechtigungen 
werden dem Zuteilungsbudget der Strom produzierenden Anlagen entnommen (§ 20 
ZUG 2012). Die Erlöse stehen dem Bund zu. Über deren Verwendung entscheidet das 
jährliche Haushaltsgesetz (§ 19 ZUG 2012). Die Obergrenze für die Nutzung von  
JI-/CDM-Gutschriften wird auf 20 vH der anlagenbezogenen Zuteilungsmenge für den 
Gesamtzeitraum erhöht.  

Entsprechend des Makroplans werden die Berechtigungen für die Tätigkeitsbereiche 
des produzierenden Gewerbes auf der Basis historischer Emissionen (2000-2005) mit 
einem Erfüllungsfaktor von 98,75 vH, also mit einer Minderung von 1,25 vH, zugeteilt. 
Der höhere Erfüllungsfaktor gegenüber NAP I stellt eine Kompensation für den Wegfall 
der Sonderregelung für prozessbedingte CO2-Emissionen dar. Die Zuteilung für Alt- 
und Neuanlagen in der Energiewirtschaft wird nach einem Benchmark-System auf der 
Basis der besten verfügbaren Technik vorgenommen. Ein gesonderter Erfüllungsfaktor 
erübrigt sich damit. Diese Ungleichbehandlung wird damit begründet, dass die daraus 
resultierende höhere Belastung der Energiewirtschaft dazu diene, die Zusatzgewinne 
aus der kostenlosen Verteilung der Zertifikate und der Einbeziehung der Opportunitäts-
kosten in die Strompreise abzuschöpfen. Auch werden von der Energiewirtschaft größe-
re Minderungspotentiale erwartet. Für Kleinanlagen (Emissionen bis 25 Tsd. t CO2/Jahr 
im Jahresdurchschnitt) ist ein Erfüllungsfaktor von Eins festgelegt.  

Nach dem Mikroplan werden für Bestandsanlagen des produzierenden Gewerbes, die 
vor 2002 in Betrieb genommen sind, auf der Basis einer verbesserten Datengrundlage 
(dazu Frenz 2007a, S. 515 f.) Berechtigungen entsprechend der durchschnittlichen his-
torischen Emissionen in der Basisperiode 2000-2005 unter Anwendung des Erfüllungs-
faktors einheitlich für alle Anlagen zugeteilt. Die Anzahl der Sonderregelungen wird im 
Vergleich zu NAP I verringert. Für Anlagen, die in der Periode 2003-2007 in Betrieb 
gegangen sind, erfolgt die Zuteilung auf der Basis der Kapazität einer Anlage, der 
Benchmark der produktbezogenen besten verfügbaren Technik (BAT) (z.B. für Zement, 
Glas, Ziegeln) sowie der für Neuanlagen jeweils festgelegten Standardauslastungsfakto-
ren. Letztere treten an die Stelle der Optionsregel in NAP I. Sie sollen eine zu optimisti-
                                                           
14 Gesetz zur Änderung der Rechtsgrundlagen zum Emissionshandel im Hinblick auf die Zuteilungsperi-

ode 2008 bis 2012, Art. 1: Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgasemissionsbe-
rechtigungen in der Zuteilungsperiode 2008 bis 2012 (ZUG 2012). BGBl. I 2007, S. 1788 ff. 
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sche Projektion der zukünftigen Produktion vermeiden. BAT-Benchmarks führen zu ei-
ner geringeren Zuteilung als solche auf der Basis der verfügbaren durchschnittlichen 
Technologie.  

Für Bestandsanlagen im Energiebereich werden Emissionsberechtigungen  in Höhe der 
durchschnittlichen historischen Produktion der Anlage in der Basisperiode 2000-2005 
und einer Benchmark auf der Basis der besten verfügbaren Technik einheitlich für alle 
Anlagen, die bis 2002 in Betrieb gegangen sind, ausgegeben. Eine Differenzierung nach 
Energiequellen wie noch in NAP I erfolgt nicht mehr. Einheitliche sind im Vergleich zu 
produkt- bzw. prozessbezogenen Benchmarks effizienter. Letztere üben Innovationsef-
fekte lediglich für Untergruppen von Anlagen  aus. Zudem stehen sie der Intention des 
Emissionshandels entgegen (vgl. Betz, Rogge, Schleich 2006, S. 376). Je höher der 
CO2-Ausstoß je Produkteinheit (Strom, Wärme, Prozesswärme), desto weniger Zertifi-
kate werden kostenlos zugeteilt, ohne Differenzierung nach Energiequellen, z.B. Koh-
lekraftwerke. Für bestehende und neue KWK-Anlagen gilt als verbleibende Sonderregel 
eine doppelte Benchmark-Regel, für die Stromversorgung nach der Benchmark für 
Strom, für die Wärmeerzeugung nach der für Wärme. Anlagen mit Inbetriebnahme zwi-
schen 2003 und 2007 erhalten ebenso wie Industrieanlagen die Zuteilung nach dem 
Benchmark-System. Die Zuteilung für energiewirtschaftliche Anlagen unterliegt gege-
benenfalls einer zusätzlichen anteiligen Kürzung, in Abhängigkeit von deren Effizienz-
standard, um die Einhaltung der verfügbaren Zuteilungsmenge gewährleisten zu kön-
nen. Von einer anteiligen Kürzung sind solche Anlagen ausgenommen, die in der ersten 
Handelsperiode eine Sonderzuteilung wegen vorzeitiger Erfüllung erhalten haben und 
die noch in den Zeitraum 2008-2012 hineinreicht (§ 4 Abs. 3 ZUG 2012). Neuanlagen 
(ab 2008) werden entsprechend ihrer Kapazität, dem produktbezogenen Emissionswert 
als Benchmark und einem Standardauslastungsfaktor mit Zertifikaten ausgestattet. Die 
Reservehaltung in Höhe von 27 Mio Zertifikaten richtet sich vor allem nach der Ab-
schätzung gegenwärtiger Investitionsplanungen für die Inbetriebnahme von Neuanlagen 
im Zeitraum 2008-2012. Zudem dient sie dazu, die durch den Emissionshandel entste-
henden Systemkosten durch einen Verkauf am Markt zu decken. Für das Zuteilungsver-
fahren der Emissionsberechtigungen folgt aus der theoretischen Analyse und aus den 
Erfahrungen mit den Allokationsplänen, dass für die Zuteilungsperioden nach 2012 ein 
zunehmend höherer Anteil versteigert werden sollte. Dadurch werden die Transaktions-
kosten gesenkt, der Einfluss von Sonderinteressen zurückgedrängt und finanzielle Mit-
tel für den Staat aufgebracht.  
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6. Ausblick  

Die Verringerung der Treibhausgasemissionen mit dem Ziel, den Anstieg der CO2-
Konzentration in der Erdatmosphäre zu verlangsamen und die Anpassung an den hier-
durch verursachten Temperaturanstieg zu erleichtern, erfolgt mittels unterschiedlicher 
nationaler Minderungen im institutionellen Rahmen einer (unvollständigen) internatio-
nalen Kooperation der Vertragsstaaten entsprechend der Verpflichtung aus dem Kyoto-
Protokoll. Neben ergebnisorientierten ordnungsrechtlichen Emissionsnormen kamen als 
ökonomische Instrumente international harmonisierte inländische Umweltsteuern und 
handelbare Emissionszertifikate in Betracht. Die Vertragsstaaten entschieden sich auf 
Verlangen der USA für die Mengensteuerung der Emissionen. Die Einführung eines 
Emissionshandelssystems war mit dem geltenden deutschen und europäischen Ord-
nungsrecht nicht vereinbar. Die EU-Kommission und der nationale Gesetzgeber ersetz-
ten daraufhin die anlagenbezogene Vorsorgepflicht durch die Vorgabe einer nationalen 
Emissionsbegrenzung. Das Ergebnis war ein Paradigmenwechsel im Immissionsschutz-
recht. Der im März 2005 aufgenommene europäische Emissionshandel hat die prakti-
sche Funktionsfähigkeit dieses neuen umweltpolitischen Instruments erwiesen. Die eu-
ropäische Klimapolitik kann auf den bisherigen Erfahrungen aufbauen, ebenfalls auf die 
politische Architektur des Kyoto-Protokolls. „There are strong practical reasons to build 
on the achievements of Kyoto in the next round of negotiations, whilst exploring ways 
to learn from other approaches and to increase the breadth and depth of international 
cooperation for climate change“ (Stern 2007, S. 542). Ein Kyoto-Nachfolgeabkommen 
muss die Emissionsminderungen mittelfristig erheblich verstärken. Dazu hat der Euro-
päische Rat (Umwelt) beschlossen, die Treibhausgasemissionen der Industriestaaten bis 
zum Jahre 2020 um 15-30 vH gegenüber dem Basisjahr 1990 zu senken. Zudem ist der 
Emissionshandel auf weitere Länder, sowohl Industrieländer als auch vor allem indus-
trielle Schwellenländer, auszuweiten, ebenfalls um weitere Sektoren, z.B. den Flugver-
kehr. Hierdurch steigt die Effektivität in Bezug auf die globale Emissionsminderung. 
Für letztere Staatengruppe ist zu prüfen, alternative Allokationsregeln einzuführen, z.B. 
die Zuteilung proportional zur Größe der Bevölkerung (Prinzip der Gleichheit) oder des 
Inlandsprodukts (Prinzip der Zahlungsfähigkeit). Damit müssen eine verstärkte Techno-
logiekooperation und eine Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen in Schwellen- und 
Entwicklungsländer einhergehen. Auf diese Weise besteht die Möglichkeit, die notwen-
dige internationale Kooperation im Klimaschutz weiterzuentwickeln.  
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